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Energie 

 Solardachpflicht für 
Wohngebäude geplant
Ganze 300 Milliarden Euro will Europa 
investieren, um unabhängiger von russi-
scher Energie zu werden. Wer ein Haus 
baut, muss künftig ebenfalls mehr Geld 
einplanen. �  6

Ukraine Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen verspricht weitere Milliar-
den für das Land. �  7

Breitbandausbau  Wissings Gigabit-
strategie lässt auf sich warten. In den 
Ländern formiert sich Widerstand. �  8

Corona  Gesundheitsminister Lauterbach 
braucht zehn Milliarden Euro mehr als 
geplant für Tests und Impfungen. �  9

Whistleblower Deutschland muss eine 
EU-Richtlinie zum Schutz von Hinweis-
gebern umsetzen. Doch es gibt Kritik. �  10

Tourismus Die klassischen Urlaubsziele 
boomen wie vor der Pandemie. Das gilt 
für viele Metropolen jedoch nicht. �  14

Schweden und Finnland Die Türkei 
blockiert die Nato-Beitrittsgespräche. Das 
sorgt für Zwist. �  15

Meistgelesen

1Ölembargo  
Die USA sehen den Vorschlag der 

EU-Kommission für einen Boykott 
gegen russisches Öl skeptisch. 
Finanzministerin Yellen macht nun 
einen Gegenvorschlag.

2Siemens Energy 
Der Konzern will die defizitäre 

Tochter Gamesa komplett über-
nehmen. Der Kurs des spanischen 
Spezialisten für erneuerbare Energien 
springt in die Höhe.

3Inflation 
Angesichts der hohen Teuerung 

steigt die Sorge vor einer Spirale aus 
steigenden Preisen und Löhnen. 
Renommierte Ökonomen wollen das 
verhindern.

4Allianz   
Verschobene Kommas, halbierte 

Zahlen: Drei US-Mitarbeiter haben 
Allianz Global Investors einen Milliar-
denschaden zugefügt. Ihre Dreistig-
keit überrascht erfahrene Ermittler.

5Ukraine-Krieg 
Sicherheitsexpertin Claudia 

Major warnt vor einem Abnutzungs- 
und Stellungskrieg. Das Ziel Russ-
lands sei die ŒEntukrainisierung•. Eine 
Verhandlungslösung sei schwierig.

Windkraft

Siemens Gamesa vor 
Komplettübernahme 
Der Mutterkonzern Siemens Energy will 
den vollen Durchgriff auf die hoch-
defizitäre spanische Windkraft-Tochter. 
Deren Aktienkurs springt in die Höhe. Der 
Deal kann aber noch scheitern. �  18

Logistik Die weltweit drittgrößte Reederei 
CMA CGM wird Ankeraktionär bei Air 
France-KLM. �  19

Wasserstoff  Plug-Power-Chef Andrew 
Marsh sieht den Markt für grünen Wasser-
stoff an einem Wendepunkt. �  20

Big Pharma Der US-Konzern Eli Lilly wird 
nach Wachstum und Bewertung zum Star 
der Branche. �  22

Luftfahrt  Der Chef des Flughafens 
Rom-Fiumicino hofft auf einen Kauf der 
Airline ITA durch die Lufthansa. �  23

Sony Der Elektronikkonzern hat seine 
tiefe Krise überwunden. Der Grund: ein 
umfassender Umbau. �  24

 Space X Musks Raketenfirma könnte 
durch eine Finanzierungsrunde zum 
wertvollsten US-Start-up werden. �  25

Allianz-Tochter

Die Zukunft der AGI ist 
ungewiss
Mit dem teuren Schuldeingeständnis ist 
die Vermögensverwalter-Tochter der 
Allianz in den USA quasi Geschichte. Zu 
Hause könnte AGI nun sogar zum Über-
nahmekandidaten werden. �  26

Structured Alpha Ermittler staunen, wie 
dreist Gregoire Tournant und weitere 
Mitarbeiter vorgingen. �  27

Unicredit  Das Mailänder Institut hat sich 
bis Anfang 2022 mit einer Commerzbank-
Fusion befasst. �  28

Inflation  Angesichts der hohen Inflation 
steigt die Sorge vor einer Spirale aus 
steigenden Preisen und Löhnen. �  30

Bafin  Eine Neufassung der Grundsätze 
soll der Finanzaufsicht mehr Handlungs-
freiheit geben. �  31

Aktiengurus  Welche Aktien bekannte 
Investoren wie Warren Buffett und George 
Soros jüngst zugekauft haben. �  32

Steuer  Eine Steuererklärung kann auch 
für Studenten sinnvoll sein … vor allem, 
wenn es um ein Zweitstudium geht. �  34

Digital

Podcast

Handelsblatt Today

Auf die Zinswende 
vorbereiten
Im Sommer wird die EZB erstmals seit 
zehn Jahren wieder die Zinsen 
anheben. Was die Zinswende für 
Menschen bedeutet, die einen Haus-
kauf planen, sparen möchten oder 
sich um andere Anlagemöglichkeiten 
Gedanken machen.
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Gastkommentar

Das jetzige Sanktionsregime  
gegen Russland muss dem Anspruch  

genügen, weltweit als Blaupause 
 für vergleichbare Konflikte zu dienen. 
 So könnte Europa Glaubwürdigkeit  

zurückgewinnen.
Jörg Rocholl

ESMT-Präsident

Meinung & Analyse

�  48

Start-up-Blase  Luft rauslassen, wei-
termachen: Eine schmerzhafte Wende 
droht, aber das ist kein Drama … und 
schon gar nicht das Ende. � 16

Hartz-IV-Moratorium  Falsches Signal in 
der Sozialpolitik: Die Koalition lässt das 
Fordern verkümmern. � 16

Ölembargo  Die EU-Sanktionen waren gut 
gemeint, aber schlecht gemacht … und 
verfehlen ihr Ziel. �  17

Siemens Energy/Gamesa  Übernahme 
ist ein Muss. Ohne die Erneuerbaren kann 
der junge Konzern kaum wachsen. �  17
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Eva Fischer, Christoph Herwartz 
Brüssel

D
ie EU-Kommission will wei-
tere große Anstrengungen 
unternehmen, um von russi-
scher Energie unabhängig zu 
werden. ŒHeute gehen wir 
mit unserem Ehrgeiz noch ei-

nen Schritt weiter•, sagte Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Ley-
en. ŒUm sicherzustellen, dass wir nicht 
mehr von fossilen Brennstoffen aus 
Russland abhängig sind, und zwar so 
schnell wie möglich.• 

300 Milliarden Euro sollen dafür 
bis zum Jahr 2030 aufgewendet wer-
den. Ein kleiner Teil davon soll in neue 
Infrastruktur für Öl und Gas fließen, 
damit diese Energieträger über andere 
Wege in die EU kommen können. Der 
wesentliche Teil aber soll für den Aus-

bau erneuerbarer Energien bereitste-
hen. Ein Großteil des Geldes soll aus 
dem Corona-Wiederaufbaufonds 
kommen, der ohnehin Investitionen in 
den Klimaschutz vorsieht. Nur 75 Mil-
liarden Euro sind zusätzliches Geld. 

Kritik von Umweltschützern gibt 
es daran, dass 20 Milliarden Euro die-
ses Betrags aus der Versteigerung neu-
er CO�-Emissionszertifikate kommen 
werden. Matthias Buck von der Orga-
nisation Agora Energiewende erwartet 
einen gedämpften CO�-Preis, was 
Œökonomischen Druck von den Koh-
lekraftwerken insbesondere in Osteu-
ropa nehmen wird und damit zu zu-
sätzlichen CO�-Emissionen führt•.

Damit würden auch die Anreize 
gesenkt, in saubere Energie und Ener-
gieeffizienz zu investieren. Kommis-
sionsvizepräsident Frans Timmer-
mans verteidigte die Maßnahme da-

Energie

EU plant 
Pflicht zum 
Solardach 

Europa will viel Geld investieren, um den 
Ausbau erneuerbarer Energien voranzutreiben. 
Ein Großteil der Summe soll allerdings aus dem 

Corona-Wiederaufbaufonds kommen.

Berlin.  Politiker der Ampelkoalition nehmen ei-
nen neuen Anlauf für die seit Jahren vergeblich 
versuchte Wahlrechtsreform. Die Obleute von 
SPD, Grünen und FDP in der dafür eingesetzten 
Bundestagskommission, Sebastian Hartmann, 
Till Steffen und Konstantin Kuhle, haben in ei-
nem Gastbeitrag für die ŒFAZ• vorgeschlagen, 
die Zahl der Sitze im Bundestag auf 598 zu be-
grenzen. Damit seien Œübergroße, nicht arbeits-
fähige Bundestage ausgeschlossen•, so Hartmann. 

Aktuell sitzen 736 Abgeordnete im Parlament. 
Die Zahl der Sitze ist vor allem wegen sogenann-
ter Überhangmandate immer größer geworden. 
Diese entstehen, wenn eine Partei in einem Bun-
desland mehr Direktmandate holt, als ihr Sitze 
nach dem Zweitstimmenergebnis zustehen. Seit 
2013 werden die Überhangmandate durch zusätz-
liche Sitze für die anderen Parteien ausgeglichen. 

Auch künftig soll anhand der Zweitstimmen 
berechnet werden, wie viele Mandate jeder Partei 
in einem Bundesland zustehen. Übersteigt die 
Zahl der Direktmandate den Sitzanteil, gehen 
nach dem Vorschlag die Kandidaten mit dem 
schlechtesten Erststimmenergebnis leer aus. Da-
mit der entsprechende Wahlkreis trotzdem im 
Bundestag vertreten ist, gibt es eine zweite Erst-
stimme, die ŒErsatzstimme•, mit der Wähler eine 
zweite Präferenz angeben können. Die für den 
nicht zum Zuge kommenden Direktkandidaten 
abgegebene Ersatzstimme wird dann diesem Be-
werber zugeschlagen. Das Wahlkreismandat er-
hält der Kandidat, auf den insgesamt die meisten 
Stimmen im Wahlkreis entfallen.

Verfassungsrechtliche Risiken

Die Ex-Bundesverfassungsrichterin Gertrude 
Lübbe-Wolff sieht aber verfassungsrechtliche Ri-
siken. Wenn Wahlkreiskandidaten nicht in den 
Bundestag einziehen, obwohl sie die meisten 
Stimmen erzielt haben, berühre das Œdie Gleich-
heit des Einflusses jedes Wählers auf die Zusam-
mensetzung des Bundestages•, sagte sie dem 
Handelsblatt. ŒDer irritierende Effekt, dass je-
mand nicht gewählt ist, obwohl er oder sie dem 
Stimmenanteil nach gewonnen hat, könnte au-
ßerdem Wählervertrauen kosten.• Das seien Œver-
fassungsrechtlich relevante Gesichtspunkte•.

Allerdings könne die verfassungsrechtliche 
Problematik durch die von der Koalition geplante 
Einführung einer Ersatzstimme Œdeutlich abge-
mildert• werden, so Lübbe-Wolff. ŒAußerdem 
sind nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts gewisse Einschränkungen des glei-
chen Werts jeder Stimme hinnehmbar, wenn sie 
einem Zweck dienen, der verfassungsrechtlich 
gleiches Gewicht hat wie die Stimmrechtsgleich-
heit.• Es komme darauf an, ob die Begrenzung 
der Zahl der Mandate als ein derart gewichtiger 
Zweck gelten könne. Diese Frage wäre eindeuti-
ger zu beantworten, wenn die Maximalgröße des 
Bundestages im Grundgesetz festgeschrieben 
würde, sagte Lübbe-Wolff.

Auch der Staatsrechtler Joachim Wieland 
setzt eine Verfassungsänderung voraus. ŒAuf die-
sem Weg könnte ohne Weiteres eine Ersatzstim-
me eingeführt werden•, sagte er dem Handels-
blatt. Problematisch bleibe, dass manche Kandi-
daten nicht in den Bundestag einziehen würden, 
obwohl sie in ihrem Wahlkreis die meisten Stim-
men errungen hätten. Ein solches Ergebnis stünde 
in einem Œerheblichen Spannungsverhältnis zum 
Mehrheitsprinzip als Kern des Demokratieprin-
zips•, das nach der ŒEwigkeitsklausel• des Grund-
gesetzes durch eine Verfassungsänderung nicht 
berührt werden dürfe. D. Neuerer, F. Specht

Bundestag

Ampel will Zahl der 
Sitze begrenzen

Politiker von SPD, Grünen und FDP 
machen einen Vorschlag für eine 

Wahlrechtsreform. 

158,1 GW

Installierte Photovoltaikleistung
in der EU in Gigawatt (GW)

Quelle: IRENAHANDELSBLATT
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Zerstörter 
Flughafen nahe 

Kiew: Die  
US-Finanzminis-

terin forderte 
einen neuen 

 Marshallplan.

dp
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Moritz Koch, Carsten Volkery 
Brüssel

V
or dem G7-Treffen in Bonn hat 
die EU-Kommission am Mitt-
woch weitere Finanzhilfen für die 
Ukraine angekündigt. Man werde 

Kiew einen einmaligen Kredit von bis 
zu neun Milliarden Euro in diesem Jahr 
gewähren, sagte EU-Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen (CDU).

Die Summe ergänzt die bereits zu-
gesagten vier Milliarden Euro. Sie soll 
der ukrainischen Regierung helfen, in 
den kommenden Monaten ihre laufen-
den Ausgaben zu decken. Beim 
G7-Treffen werden am Donnerstag 
weitere Hilfen von den USA und ande-
ren Nicht-EU-Staaten in ähnlicher 
Größenordnung erwartet.

Die ukrainische Haushaltslage ist 
dramatisch. Die EU-Kommission 
schätzt, dass die Wirtschaftsleistung 
dieses Jahr zwischen 30 und 50 Pro-
zent einbrechen und die Steuereinnah-
men um 50 bis 80 Prozent zurück-
gehen werden. Jeden Monat braucht 
die Regierung in Kiew daher fünf Mil-
liarden Euro Unterstützung aus dem 
Ausland. Noch gewaltiger ist der Bedarf 
für den Wiederaufbau. Der ukrainische 
Außenminister Dmitro Kuleba schätz-
te die Kosten diese Woche auf eine Bil-
lion Euro. Laut EU-Kommission könn-
te es mehr als ein Jahrzehnt dauern, bis 
die Kriegsschäden repariert sind.

US-Finanzministerin Janet Yellen 
nahm die Europäer diese Woche in die 
Pflicht. Die Ukraine werde Œmassive 
Unterstützung• benötigen, sagte sie in 
Brüssel. Es sei klar, dass die bisherigen 
Ankündigungen nicht ausreichten. Sie 
verglich die Aufgabe mit dem Wieder-
aufbau nach dem Zweiten Weltkrieg 
und forderte einen neuen Marshallplan.

Die EU-Kommission will den Wie-
deraufbau bereits vorbereiten, während 
der Krieg noch läuft. Am Mittwoch leg-
te sie einen ersten Plan mit dem Titel 
ŒRebuild Ukraine• vor. Demnach soll 
eine Plattform unter gemeinsamer Lei-
tung der Ukraine und der EU-Kom-

mission eingerichtet werden, die alle
internationalen Hilfsgelder sammelt
und über deren Verwendung entschei-
det. Von der Leyen sagte, die EU habe
ein strategisches Interesse daran, beim
Wiederaufbau eine Führungsrolle ein-
zunehmen. Noch unklar ist jedoch, wo
das Geld dafür herkommen soll. Der
Bedarf übersteige den EU-Haushalts-
rahmen, heißt es in dem EU-Papier. 

Als eine mögliche Option nennt die
EU-Kommission gemeinsame Schul-
den. Die Kommission würde dann im
Namen der EU Anleihen ausgeben … so
wie bereits beim Corona-Wiederauf-
baufonds. Dies stößt bislang auf hefti-
gen Widerstand in Berlin. Die Bundes-
regierung hält daran fest, dass der eu-
ropäische Coronafonds eine einmalige
Ausnahme bleiben soll. 

Aus der EU-Kommission heißt es,
man wolle nur Optionen darlegen. Es
gebe noch andere Möglichkeiten, etwa
die Vergabe von bilateralen Krediten
und die Verwendung von Mitteln aus
dem EU-Haushalt. Auch Anleihen, die
von den einzelnen Mitgliedstaaten ga-
rantiert werden und nicht von der EU
insgesamt, kämen in Betracht. 

Als Vorbild für den Wiederaufbau
der Ukraine taugt der Corona-Wieder-
aufbaufonds aus Sicht der Kommis-
sion, weil er Investitionen mit Refor-
men verbindet und strenge Kontrollen
ermöglicht. So hält die Kommission
das Geld aus dem Fonds für Ungarn
und Polen zurück, weil dort rechts-
staatliche Standards verletzt werden.
Auch in der Ukraine gibt es Probleme
mit Rechtsstaatlichkeit. Zugleich muss
das Land nicht nur die Infrastruktur re-
parieren, sondern auch seine Wirt-
schaft zukunftsfähig machen. 

Als weitere mögliche Finanzie-
rungsquelle nennt die EU-Kommission
die eingefrorenen russischen Ver-
mögenswerte. Auf westlichen Konten
lagern mehrere Hundert Milliarden
Euro an Cash-Reserven der russischen
Zentralbank. Finanzminister Christian
Lindner hatte sich im Handelsblatt of-
fen gezeigt, es zu beschlagnahmen. 

Ukraine

EU will mit weiteren 
Milliarden helfen

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen versprach 
zudem Unterstützung beim Wiederaufbau des Landes.
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mit, dass sie Œauf keinen Fall• das 
Erreichen der Klimaziele gefährde. 
Ein Teil des Geldes soll in neue Solar-
anlagen fließen. Würde man auf eu-
ropäischen Dächern flächendeckend 
Solarpanels anbringen, könnte man 25 
Prozent des Strombedarfs des Staa-
tenverbunds decken und müsste kein 
Erdgas zur Stromerzeugung mehr im-
portieren.

Auf diese Schätzung verweist die 
EU-Kommission und begründet da-
mit ihren Vorschlag, Solaranlagen für 
neue Gebäude zur Pflicht zu machen. 
Bis 2025 sollen Photovoltaikanlagen 
mit einer Leistung von 320 Gigawatt 
ans Netz gebracht werden … mehr als 
das Doppelte von dem, was bis 2020 
verbaut wurde. Bis 2030 sollen es 
dann fast 600 Gigawatt sein. ŒSolar 
wird damit zu einer tragenden Säule 
der Stromversorgung•, sagte ein EU-

Beamter. Er räumte allerdings ein: 
ŒVerschärfte Ziele allein bringen keine 
Solardächer. Es braucht noch mehr 
Maßnahmen.•

Konkret sollen bis 2026 bei allen 
öffentlichen und gewerblichen Neu-
bauten mit einer Nutzfläche von mehr 
als 250 Quadratmetern Solarpanels 
auf den Dächern installiert werden. 
Eigentümer von Bestandsbauten der 
gleichen Kategorie haben dafür ein 
Jahr länger Zeit, also bis 2027.

Bei Wohngebäuden gilt die Frist bis 
2029 und betrifft nur Neubauten. Zu-
dem will die EU-Kommission dafür 
sorgen, dass alle Neubauten so geplant 
werden, dass das ŒErzeugungspotenzi-
al auf der Grundlage der Sonnenein-
strahlung des Standorts optimiert 
wird•. Auch ein bürokratisches Pro-
blem geht die EU-Kommission an: Sie 
will die Genehmigungsdauer für Solar-
anlagen auf Dächern, egal welcher Grö-
ße, auf maximal drei Monate begren-
zen. Ein Hindernis im Gebäudesektor 
bleibt die mangelnde Verfügbarkeit 
von Handwerkern und Material. 
ŒSchon jetzt fehlt es an Fachkräften. 
Dieser Engpass könnte schnell wach-
sen, wenn er nicht angegangen wird•, 
schreibt auch die EU-Kommission in 
ihrem Strategiepapier.

Chancen im Handwerk

Die Mitgliedstaaten sollen für die per-
sonellen Lücken Schulungsprogram-
me entwickeln, um so dem Hand-
werkermangel entgegenzuwirken. 
ŒEs braucht qualifizierte Handwerke-
rinnen und Handwerker, weshalb wir 
intensiv um Auszubildende und 
Fachkräfte werben•, sagte Holger 
Schwannecke, Generalsekretär des 
Zentralverbands des Deutschen 
Handwerks. Gerade im Handwerk 
böten sich Chancen und Möglichkei-
ten, sich Œtäglich und hauptberuflich 
als Klimaschützer zu betätigen•. Um 
den Materialmangel anzugehen, setzt 
die EU-Kommission auf Innovation 
und Recycling. Für die Herstellung 
und Installation der Photovoltaikmo-
dule braucht es Glas, Aluminium und 
Stahl, für den Anschluss an das 
Stromnetz wird Kupfer benötigt. Nur 
sehr wenig davon kommt direkt aus 
der EU: Das meiste muss importiert 
werden, und die Zahl der möglichen 
Lieferantenländer ist gering.

Hinzu kommt, dass ab 2025 erste, 
bereits installierte Photovoltaikanla-
gen ersetzt werden müssen. Deswe-
gen fordert die Kommission, dass Re-
cyclingstrukturen aufgebaut werden, 
um weniger neue Rohstoffe zu benö-
tigen. Neue Panels sollen künftig so 
designt sein, dass sie reparierbar und 
recycelbar sind.

Die Solar-Initiative soll dazu bei-
tragen, dass der Anteil erneuerbarer 
Energien in der EU bis 2030 auf 40 
Prozent steigt. Bislang waren 45 Pro-
zent vorgesehen. Zum Plan gehört 
auch, dass jährlich doppelt so viele 
Wärmepumpen installiert werden wie 
bislang und dass bis 2030 in Europa 
zehn Millionen Tonnen grüner Was-
serstoff produziert werden. Weitere 
zehn Millionen Tonnen sollen bis da-
hin importiert werden.

Der Bundesverband der Deut-
schen Industrie weist auf drohende 
Engpässe hin: ŒEuropa braucht jetzt 
dringend mehr Elektrolysekapazitäten 
und grenzüberschreitende Wasser-
stoffinfrastrukturen•, sagte Haupt-
geschäftsführer Holger Lösch.

10
Millionen Tonnen  
grüner Wasserstoff 

sollen bis  
2030 in Europa  

produziert werden. 

Quelle: EU
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Berlin.  Die Ampelkoalition will Steuererleichte-
rungen ausweiten, die im Zuge der Pandemie auf-
gelegt wurden. Demnach sollen Corona-Boni für 
Beschäftigte in der Pflege, in Krankenhäusern und 
Praxen bis zu einem Betrag von 4500 Euro steu-
erfrei bleiben. Zudem sollen Steuerzahler mehr 
Zeit für die Abgabe ihrer Steuererklärung erhal-
ten. Dies geht aus Änderungsanträgen der Am-
pelfraktionen aus SPD, Grünen und FDP für das 
vierte Corona-Steuerhilfegesetz hervor, das Mitte 
Februar erstmals vorgelegt wurde und am Don-
nerstag im Bundestag beschlossen werden soll. 

Der Gesetzesentwurf von Mitte Februar sah 
bereits eine Fristverlängerung vor. ŒIm Zuge der 
parlamentarischen Beratungen im Bundestag ha-
ben die Koalitionäre nun hier noch eine Schippe 
draufgelegt•, sagt der Finanzwissenschaftler Frank 
Hechtner von der Universität Erlangen-Nürnberg. 
Für Steuerzahler, die Steuerberater zu Hilfe zie-
hen, soll die Frist zur Abgabe der Steuererklärung 
2020 und 2021 um sechs Monate verlängert wer-
den und für das Jahr 2022 um fünf Monate.

Rückkehr zur Normalität 2025

Statt Ende Februar 2023 muss die Steuererklä-
rung für das vergangene Jahr also erst Ende Au-
gust 2023 abgegeben werden. Ab dem Jahr 2025 
will man wieder zur Normalität zurückkehren. 
Für Steuerzahler ohne Steuerberater soll die Ab-
gabefrist ebenfalls zusätzlich verlängert werden 
… und zwar um drei Monate für 2020 und 2021, 
zwei Monate für das Jahr 2022 und einen Monat 
für 2023. Damit müssen Steuerzahler ohne Steu-
erberater ihre Erklärung für das vergangene Jahr 
bis Ende Oktober abgeben.

Der geplante höhere steuerfreie Betrag für Co-
rona-Boni ist dem Antrag zufolge so gewählt, dass 
Œinsbesondere Leistungen nach dem Pflegebonus-
gesetz und zusätzliche Leistungen aufgrund des 
Tarifvertrags der Länder über einmalige Corona-
Sonderzahlung in voller Höhe begünstigt sind•. 
Insgesamt beläuft sich die Entlastung auf 400 
Millionen Euro. Die Bundesregierung stellt Co-
rona-Boni von insgesamt einer Milliarde Euro für 
Beschäftigte in Krankenhäusern und Pflegeein-
richtungen bereit, die im Sommer ausgezahlt wer-
den sollen. 

Von dem höheren steuerfreien Betrag sollen 
dem Änderungsantrag zufolge allerdings auch Be-
schäftigte in Einrichtungen für ambulantes Ope-
rieren, Dialyseeinrichtungen, Arzt- und Zahn-
arztpraxen sowie von Rettungsdiensten profitie-
ren. Martin Greive, Jürgen Klöckner

Abgabefristen

Mehr Zeit für die 
Steuererklärung 

Die Frist soll nun bis Ende Oktober 
verlängert werden. Geplant ist eine 

höhere Steuerfreiheit für Corona-Boni

Steuererklärung 2021: Zeit bis Ende August 2023.
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Breitbandausbau in Mecklenburg-Vorpommern:  Die Versorgung mit schnellem Internet in Deutschland soll besser werden.
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Daniel Delhaes Berlin

B
undesdigitalminister Volker 
Wissing sorgt für Frust bei den 
Bundesländern und in der Tele-
kommunikationsbranche. 
Grund sind die stockenden Ver-

handlungen über ein neues Förderpro-
gramm zum flächendeckenden Glasfa-
serausbau. Bislang ist es dem FDP-Po-
litiker nicht gelungen, einen für alle 
tragbaren Kompromiss vorzulegen. 
Verhandlungen in einer Taskforce wur-
de ergebnislos abgebrochen, ein Krisen-
gespräch auf Ebene der Staatssekretäre 
habe gezeigt, dass die Vorschläge des 
Bundes Œauf geschlossene Ablehnung• 
stoßen, hieß es seitens der Bundeslän-
der. Die Länder arbeiten daher einen 
Gegenvorschlag aus.

Für Bundesminister Wissing drängt 
die Zeit. Er hatte sich in ersten Eck-
punkten für die Gigabitstrategie darauf 
festgelegt, bis Mitte des Jahres ein Kon-
zept vorzulegen, damit die Länder die 
neuen Förderregeln bis 2023 umsetzen 
können. Verhandlungen über die neue 
Art der Förderung laufen seit Anfang 
des Jahres.

Bis 2030 will Wissing alle Haushalte 
mit einem Glasfaseranschluss versor-
gen. Derzeit sind es erst 18 Prozent. Bis 
2025 sollen es zumindest dreimal so vie-
le sein. Die Netzbetreiber haben ange-
kündigt, bis dahin 50 Milliarden Euro 
zu investieren. Sie warnen allerdings da-
vor, die ohnehin knappen Baukapazitä-
ten für langwierige Förderprojekte zu 
binden und so den Breitbandausbau zu 
bremsen.

Nun gehen die Länder in die Offen-
sive. Mecklenburg-Vorpommern hat ei-
ne Initiative in den Bundesrat einge-
bracht, die am Freitag zur Abstimmung 

steht. Es gebe eine breite Zustimmung, 
hieß es seitens der Länder. In dem An-
trag fordert das Land, auch in Zukunft 
überall weiter den Breitbandausbau för-
dern zu können, und lehnt einen Stra-
tegiewechsel ab. ŒEs muss unbedingt si-
chergestellt werden, dass Einschränkun-
gen der Förderkulisse nur bei Vorliegen 
verbindlicher Ausbauzusagen der Te-
lekommunikationsunternehmen vor-
genommen werden•, erklärte Landes-
digitalminister Christian Pegel (SPD). 
An diesem Donnerstag treffen sich die 
Bundesländer, um ihren Gegenvor-
schlag abzustimmen.

Der Initiative haben sich Rheinland-
Pfalz, das Heimatland von Wissing, und 
Schleswig-Holstein angeschlossen. Im 
dortigen FDP-geführten Wirtschafts-
ministerium sei die Unzufriedenheit mit 
dem Bundesminister hoch, hieß es. 
Auch Bayern will der Initiative zustim-
men, ebenso plant dies Niedersachsen.

ŒDer Bund hat im Rahmen seiner 
Gigabitstrategie die Idee vorgestellt, 
Ausbauvorhaben bundesweit nach dem 

Maß der Unterversorgung zu priorisie-
ren und auch die Fördermittel entspre-
chend zu verteilen•, sagte Pegel. ŒDies 
würde zu einer Bestrafung der Länder 
führen, die … so wie wir in Mecklenburg-
Vorpommern … mit großem Erfolg die 
unterversorgten Gebiete, in denen pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen auf ab-
sehbare Zeit keinen Breitbandausbau 
vornehmen, beseitigt haben.•

Ähnlich argumentiert Bayern. Fi-
nanzminister Albert Füracker lehnt es 
ab, vornehmlich auf Privatunternehmen 
zu setzen. ŒBayern stellt sich klar gegen 
die aktuellen Pläne zur Neuausrichtung 
der Bundesförderung•, sagte der CSU-
Politiker dem Handelsblatt. Änderun-
gen würden den Ausbau nur verzögern. 

Der niedersächsische Wirtschafts-
minister Bernd Althusmann (CDU) 
setzt zwar stark auf die Privatwirtschaft. 
Doch auch er übt wie die anderen Län-
der scharfe Kritik. ŒDie baldige Ver-
öffentlichung der Gigabitstrategie soll 
nun der erste nennenswerte Amtsakt 
sein, die vorherigen ehrgeizigen Ziele 
zurückzuschrauben und den Gigabit-
ausbau um mindestens fünf Jahre bis 
2030 auszubremsen•, warnte er. ŒDas 
hat mit Fortschritt nichts zu tun.• Die 
Länder würden ebenso den Plan ableh-
nen, die Mindestversorgung der Men-
schen auf nur zehn Megabit in der Se-
kunde festzulegen, wie es Minister Wis-
sing per Verordnung getan hat.

Es geht um rund acht Millionen 
Haushalte, die nach einer Analyse des 
Bundesdigitalministeriums mit Förder-
mitteln ans Glasfasernetz angeschlossen 
werden könnten. Dafür wolle der Bund 
sogar mehr als die von Minister Wissing 
bisher auf eine Milliarde Euro gedeckel-
te Fördersumme bereitstellen, hieß es.

Sven Knapp, Geschäftsleiter beim 
Bundesverband Breitbandkommuni-
kation (Breko), dem etliche Netzbetrei-
ber angehören, fordert Œeine klare 
Agenda• von Digitalminister Wissing. 
Diese müsse sicherstellen, Œdass staat-
liche Fördermaßnahmen nicht den 
deutlich schnelleren eigenwirtschaftli-
chen Ausbau verdrängen•. Deshalb 
sollten die Fördergebiete mindestens 
über fünf Jahre gestreckt werden. ŒWir 
werden das Ziel, Deutschland bis 2030 
flächendeckend mit Glasfaser zu ver-
sorgen, ohne eine grundlegende Re-
form der bestehenden staatlichen För-
derung für den Glasfaserausbau nicht 
erreichen•, warnte er.

Breitbandausbau 

Front gegen den 
Digitalminister
Die Gigabitstrategie von Volker Wissing lässt auf sich 
warten. In den Bundesländern und der Branche 
formiert sich Widerstand gegen seine Förderpläne. 
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FTTH/B-Ausbau in Europa, Anteil der
Haushalte mit Glasfaseranschluss

FTTH/B: (Fiber to the
Home bzw. Building)

Stand: Sept. 2020
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Jan Hildebrand, Jürgen Klöckner 
Berlin

B
undesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach (SPD) benötigt in 
diesem Jahr weitere zehn Milli-
arden Euro für Schnelltests, 

Impfungen und auch Krankenhaus-
Hilfen. Das geht aus einer Vorlage des 
Bundesfinanzministeriums für die Be-
reinigungssitzung des Haushaltsaus-
schusses hervor, die dem Handelsblatt 
vorliegt.

Demnach sind für die Beschaffung 
von Impfstoff in diesem Jahr weitere 
830 Millionen Euro vorgesehen. ŒWir 
setzen auf ein breites Portfolio•, sagte 
Lauterbach angesichts der Ungewiss-
heit, welche Virusvariante im Herbst 
dominant sein wird. ŒWir müssen auf 
alle Eventualitäten vorbereitet sein.• 
Insgesamt sind bereits knapp 6,3 Mil-
liarden Euro im Jahr 2022 für diesen 
Zweck an das Ministerium geflossen. 
Zusätzliches Geld erhält Lauterbach 
auch für die Ausgleichszahlungen an 
Krankenhäuser, denen Einnahmen 
durch die Pandemie fehlen. 

Die Kosten dafür steigen um 1,1 
Milliarden auf nun 5,7 Milliarden 
Euro. Neue Milliarden erhält der Ge-
sundheitsminister für Schnelltests, die 
Impfverordnung und weitere Kran-
kenhaus-Hilfen. Insgesamt kommen 
für diese Posten noch mal 8,3 Milliar-
den Euro hinzu. In der sogenannten 
Bereinigungssitzung legen die Haus-

hälter im Bundestag den Etat letzt-
malig fest. Es kommen neue Aus-
gaben oder Einnahmen hinzu, an an-
derer Stelle wird gestrichen. 

Die zusätzlichen Milliarden für 
Lauterbach werden die Neuverschul-
dung jedoch nicht erhöhen. Denn das 
Finanzministerium hatte bereits eine 
Vorsorge getroffen, nachdem Lauter-
bach in den vergangenen Monaten au-
ßerplanmäßige Ausgaben genehmigt 
wurden.

Die Vorlage für die Berei-
nigungssitzung zeigt nun, 
auf welche Summe sich 
die Aufwendungen für 
die Pandemiebekämp-
fung summieren werden. 
Den größten Teil über-
weist der Bund an den 
Gesundheitsfonds der ge-
setzlichen Krankenkassen, 
die die Kosten über-
nehmen. Insgesamt 
30 Milliarden Euro 
fließen aus der 
Staatskasse damit 
an den Geldtopf. 
Das ist so viel wie 
noch nie.

Knapp vier Milliarden Euro sind 
für die kostenlosen Bürgertests ge-
dacht, die bis Ende Juni verlängert 
wurden. 2,3 Milliarden Euro gehen bis 
Ende November an Stellen wie bei-
spielsweise Arztpraxen dafür, den 
Impfstoff zu verabreichen. Ein wei-
terer Kostenfaktor mit 1,6 Milliarden 
Euro ist der Versorgungsaufschlag für 
Krankenhäuser.

Angesichts der steigenden Aus-
gaben riefen die Haushälter der Am-
pelfraktionen den SPD-Minister in der 
vergangenen Woche zur Ausgaben-
disziplin. Das Bundesgesundheits-
ministerium solle für die weitere 
Impfstoffbeschaffung mit einem Prog-
nosetool den tatsächlichen Bedarf bes-
ser bestimmen, heißt es. Weil die 
Impfkampagne stockt, drohen Millio-
nen Dosen ungenutzt zu verfallen.

Langfristig sollen die 
Krankenkassen zahlen 

Bundesfinanzminister Christian 
Lindner (FDP) hat bereits deutlich ge-
macht, dass er im kommenden Jahr 
nicht ständig Geld für das Corona-
Management nachlegen will. Derzeit 
müsse er die kostenfreien Bürgertests 
und die Impfungen aus dem Haushalt 
bezahlen, sagte Lindner kürzlich auf 
einer Veranstaltung und fügte hinzu: 
ŒDas sind Sonderlasten, die werden 
im nächsten Jahr beendet sein.• 

Langfristig ist das Ziel, dass die ge-
setzlichen Krankenkassen die Kosten 
für die Coronaimpfung … wie für an-
dere Impfungen auch … übernehmen. 
Die Idee birgt jedoch Konfliktpotenzi-
al. Die Vorstandsvorsitzende des 
AOK-Bundesverbands, Carola Rei-
mann, mahnte gegenüber dem Han-
delsblatt einen Œzeitlichen Vorlauf und 

angepasste Regelungen• an.
Sie gehe davon aus, dass die 

Coronaimpfung perspekti-
visch zu den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenver-
sicherung gehören werde. 
ŒZiel sind auch hier patien-
tensichere Impfschemata, 
marktübliche Impfstoffpreise 

und angemessene Ver-
gütungen für die Be-

schaffung und das Impfen•, sagte sie.
Allerdings klappe der ŒÜbergang nicht
von heute auf morgen•. Als Beispiel
nennt Reimann Verhandlungen mit
den Ärzten, die bislang 36 Euro für eine
Coronaimpfung geltend machen kön-
nen, für eine Grippeschutzimpfung al-
lerdings nur acht Euro erhalten. 

Da ist der Ärger mit den Hausärz-
ten bereits vorprogrammiert, denen
Einnahmen wegfallen würden. Der
Spitzenverband der gesetzlichen Kran-
kenversicherung äußerte sich dagegen
etwas zurückhaltender. ŒDa die Pan-
demiebekämpfung eine Staatsaufgabe
ist, ist auch die Finanzierung der Imp-
fungen im Rahmen der Pandemiebe-
kämpfung eine Aufgabe des Staates•,
teilte ein Sprecher mit. 

Corona

Lauterbachs Pandemieausgaben steigen erneut
Der Bundesgesundheitsminister braucht in diesem Jahr zehn Milliarden Euro mehr als geplant für das 

Corona-Management. Das geht aus Unterlagen für die Haushaltsberatungen hervor. 

Karl Lauterbach: Den tatsächlichen Impfstoffbedarf in Zukunft besser berechnen. 
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4
Milliarden Euro  

sind für die kostenlosen Bürger-
tests veranschlagt, die bis Ende Ju-

ni verlängert wurden. 

Quelle: Bundesfinanzministerium

Carola Reimann: 
Die AOK-Vorstands-
vorsitzende fordert 

Œangepasste 
Regelungen•.A
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Heike Anger Berlin

A
us der Wirtschaft kommt Kritik 
am Entwurf für ein neues Ge-
setz zum Schutz von Whistle-
blowern. Für Unmut sorgt vor 
allem das Vorhaben von Bun-

desjustizminister Marco Buschmann 
(FDP), bei den deutschen Regelungen 
über die Vorgaben der Europäischen 
Union hinauszugehen. So sprach der 
Verband ŒDie Familienunternehmer• 
von dem Œalten Leiden• deutscher Ge-
setzgeber, Œfast zwanghaft in legislative 
Übererfüllungen zu verfallen•. Insge-
samt gingen 45 Stellungnahmen von 
Fachkreisen und Verbänden bei dem 
Ministerium ein.

Mit dem Hinweisgeberschutzgesetz 
sollen Arbeitnehmer oder Beamte künf-
tig umfassend vor Repressalien wie 
Kündigung oder Abmahnung geschützt 
werden, wenn sie auf Straftaten oder 
Verstöße aus ihrem beruflichen Umfeld 
aufmerksam machen. Das können Fälle 
von Korruption sein, Geldwäsche oder 
Steuerbetrug sowie Verstöße gegen 
Vorgaben zum Umweltschutz oder zur 
Lebensmittelsicherheit. Hintergrund ist 

eine EU-Richtlinie, die schon Ende 
2021 hätte in nationales Recht umge-
setzt werden müssen. Zwar legte die da-
malige Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht (SPD) einen Entwurf vor. 
Dieser stieß jedoch bei der Union als 
Koalitionspartner auf Widerstand. We-
gen der Verzögerung hat die EU-Kom-
mission bereits ein förmliches Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Deutsch-
land eingeleitet.

Stein des Anstoßes ist … wie schon 
beim ersten Entwurf … die Reichweite 

des Gesetzes. Die Vorgaben aus Brüssel 
sehen vor, dass Hinweisgeber vor Re-
pressalien geschützt sein sollen, wenn 
sie Verstöße gegen EU-Recht auf-
decken. Zwar hat Buschmann schon 
weniger Tatbestände in den Gesetzent-
wurf aufgenommen als noch seine Vor-
gängerin. Dennoch umfasst der Anwen-
dungsbereich auch die Meldung von 
Verstößen gegen bestimmtes nationales 
Recht.

Konkret sind das Straftaten sowie 
Bußgeldtatbestände, soweit die verletz-
ten Vorschriften auf den Schutz von Le-
ben, Leib oder Gesundheit oder den 
Schutz der Rechte von Beschäftigten 
oder ihrer Vertretungsorgane abzielen. 
Zudem gibt es eine Liste mit Œsonstigen 
Verstößen•. 

Fehler frühzeitig aufdecken

Für die Wirtschaft geht das zu weit. Sie 
fordert Nachbesserungen. Die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) schrieb in einer 
Stellungnahme: ŒEs liegt im Interesse 
der Unternehmen, Fehler frühzeitig auf-
zudecken und abzustellen. Daher beste-
hen bereits heute in vielen Unterneh-
men Möglichkeiten zur innerbetriebli-
chen Meldung von Missständen.• 

Eine Ausweitung des Anwendungs-
bereichs sei aber Œaufgrund der in 
Deutschland bestehenden Regelungen 
und gut austarierten Rechtsprechung• 
nicht nur überflüssig, sie berge Œdie Ge-
fahr der Überfrachtung•. 

Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) lehnt Œeine Ausweitung 
des Anwendungsbereichs über die Vor-
gaben der Richtlinie hinaus grundsätz-
lich ab•. Der Deutsche Führungskräfte-
verband (ULA) bemängelt, dass die 
Meldung von Missständen Œunterhalb 
der Schwelle eindeutiger Rechtsverstö-
ße• vom Whistleblower-Schutz ausge-
nommen ist. ULA-Präsident Roland 
Angst, Vorsitzender des Konzernspre-
cherausschusses der Telekom, meint: 
ŒDamit bleibt der Entwurf hinter dem 
des Gesetzes zum Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen zurück.• 

Konkret sieht der Gesetzentwurf 
vor, dass Unternehmen mit mehr als 50 
Mitarbeitern interne Meldestellen ein-
richten, an die sich Whistleblower wen-
den können, wenn sie auf Missstände 
aufmerksam machen wollen. Hinweis-
geber können sich aber auch an externe 
Meldestellen wenden, etwa beim Bun-
desamt für Justiz (BfJ), oder sogar an die 
Öffentlichkeit gehen.

Auch hier spart die Wirtschaft nicht 
mit Kritik. Denn die EU-Richtlinie legt 
fest, dass die Mitgliedstaaten sich dafür 
einzusetzen haben, dass die Meldung 
über interne Kanäle bevorzugt wird. 
Doch im deutschen Entwurf findet sich 
hier nur eine ŒSollvorschrift•. Der Ver-
band ŒDie Familienunternehmer• for-
dert daher: ŒEs bedarf einer klar festge-
legten Eskalationskette, beginnend mit 
der internen Meldung … über eine exter-
ne Meldung … bis zur ‘Ultima Ratio•: Öf-
fentlichkeit.• Die Wirtschaft sieht eine 
Missbrauchsgefahr. So könne es in Be-
trieben zu einem ŒAnschwärzen• von 
Kollegen kommen, was den Betriebs-
frieden nachhaltig stören würde. 

Auch dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) geht der Entwurf 
nicht weit genug. ŒJetzt legt die Bundes-
regierung zwar endlich einen Entwurf 
für ein Hinweisgeberschutzgesetz vor, 
aber sie verpasst die Chance, echte Fort-
schritte auf dem Weg zu einer Kultur 
der Rechtmäßigkeit und Integrität und 
damit einem echten, effizienten Hin-
weisgeberschutz zu machen•, sagte Mi-
cha Klapp, Leiterin Rechtsabteilung 
beim DGB-Bundesvorstand, dem Han-
delsblatt.

Whistleblower

Kritik aus der 
Wirtschaft

Deutschland muss eine EU-Richtlinie zum 
Schutz von Hinweisgebern umsetzen. 
Doch der neue Entwurf gehe zu weit, 

monieren die Verbände.

Berlin.  Die Mehrheit im Parlament dürfte Bundes-
verkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Don-
nerstag sicher sein: Zumindest die Regierungs-
koalition von SPD, Grünen und FDP dürfte für das 
von ihm propagierte Neun-Euro-Ticket im Nah-
verkehr plädieren. Doch heißt dies noch lange 
nicht, dass von Juni an drei Monate lang ein Super-
Sparpreis für ein Monatsticket die Menschen in Bus 
und Bahn treibt. Denn am Freitag soll der Bundes-
rat dem Gesetz zustimmen. Doch danach sieht es 
derzeit nicht aus. Nach Informationen des Han-
delsblatts aus Koalitions- und Länderkreisen wol-
len etliche Bundesländer das geplante Regionali-
sierungsgesetz ablehnen oder sich der Stimme ent-
halten, wenn der Bundestag es unverändert 
beschließen sollte. Das Gesetz käme dann in den 
Vermittlungsausschuss, und das Rabatt-Ticket 
würde nicht wie geplant zeitgleich mit dem Rabatt 
an den Tankstellen eingeführt.

2,5 Milliarden Euro könnte der 
Ticket-Rabatt kosten

Um das Neun-Euro-Ticket ist ein regelrechter 
Machtkampf zwischen dem Bundesverkehrsminis-
ter und seinen Landeskollegen entbrannt. Die Bun-
desländer sind für den Nahverkehr zuständig. Der 
Bund indes ist per Grundgesetz verpflichtet, den 
Nahverkehr auskömmlich zu finanzieren. Und die 
Länder sind sich im Grundsatz einig: Der Bund soll 
mehr zahlen. Wissing lehnt das ab. Nun rebellieren 
vor allem jene Bundesländer, in denen CDU oder 
CSU mitregieren. Auch im SPD-regierten Saarland 
gibt es Widerstand. ŒDamit das Neun-Euro-Ticket 
auch langfristig positive Effekte hat, muss eine aus-
reichende Erhöhung der Regionalisierungsmittel 
gewährleistet sein, sonst wird angesichts der Ener-
giepreise der ÖPNV auf lange Sicht eher weniger 
als mehr•, sagte der Regierungssprecher von Mi-
nisterpräsidentin Anke Rehlinger dem Handels-
blatt. 

Das Saarland hat zwar nur drei Stimmen. Die 
unionsregierten Länder Nordrhein-Westfalen, 
Hessen, Niedersachsen, Bayern, Brandenburg, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein 
kommen aber zusammen auf 39 der insgesamt 65 
Stimmen im Bundesrat, mit dem Saarland sind es 
42 … sie wären also klar in der Mehrheit. In Hessen 
hieß es, das Abstimmungsverhalten sei noch offen, 
ebenso in NRW und in Niedersachsen. Wirt-
schaftsminister Bernd Althusmann (CDU) sagte 
dem Handelsblatt, wenn der Bund die Regionali-
sierungsmittel nicht anhebe, Œwird Niedersachsen 
dagegenstimmen oder sich enthalten•. Bayern und 
Baden-Württemberg hatten bereits Widerstand 
angekündigt. Eine Enthaltung entspricht einem 
Nein. 

Nach ersten Prognosen wird der Ticket-Rabatt 
für drei Monate mindestens 2,5 Milliarden Euro 
kosten. Die Verluste treffen Nahverkehrsunterneh-
men, die Busbranche wie auch regionale Schienen-
verkehrsanbieter. Wie es hieß, werden nun zwei 
Optionen verhandelt: Zum einen könnte die Am-
pelkoalition am Donnerstag nicht nur das Gesetz 
beschließen, sondern gleich noch eine Protokoll-
notiz. Demnach würde sich die Koalition verpflich-
ten, noch in diesem Jahr weitere 1,5 Milliarden 
Euro als Regionalisierungsmittel für den Nahver-
kehr bereitzustellen. Oder aber Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) würde gemeinsam mit Finanzminis-
ter Lindner und Wirtschaftsminister Robert Ha-
beck (Grüne) eine entsprechende Erklärung öffent-
lich abgeben. ŒDie Chancen stehen 50:50•, hieß 
es am Dienstag in der Regierungskoalition. ŒOhne 
eine Protokollerklärung dürfte es auf den Vermitt-
lungsausschuss hinauslaufen.• Das Bundesfinanz-
ministerium und das Verkehrsressort würden an 
einer Formulierung für eine Protokollerklärung ar-
beiten. Liegt sie bis spätestens Freitagfrüh vor und 
stellt sie die Länder zufrieden, dann könnte es doch 
noch grünes Licht geben. D. Delhaes

Nahverkehr

Feilschen um das 
Neun-Euro-Ticket

Die Länder drohen mit Veto im 
Bundesrat. Eine Finanzzusage für den 
Nahverkehr könnte das Ticket retten.

Marco Buschmann: Auch der Entwurf der 
Vorgängerin stieß auf Widerstand.
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Silke Kersting, Dietmar Neuerer 
Berlin

D
ie von der Ampelkoalition ange-
strebte Beteiligung von Vermie-
tern an den Heizkosten könnte 
aus Sicht der Bundesregierung 

zum Fall für die Gerichte werden. Das 
geht aus dem entsprechenden Gesetz-
entwurf zur Aufteilung der Kohlen-
dioxidkosten hervor, der dem Han-
delsblatt vorliegt. 

ŒEs ist nicht auszuschließen, dass 
es im Mietverhältnis anfänglich Un-
sicherheiten in der Anwendung der 
neuen Rechtslage gibt•, heißt es in 
dem gemeinsamen Entwurf von Bun-
deswirtschaftsminister Robert Habeck 
(Grüne) und Bauministerin Klara 
Geywitz (SPD), der voraussichtlich 
nächste Woche vom Kabinett ver-
abschiedet werden soll. ŒDies kann in 
vereinzelten Fällen zu vermehrtem 
Beratungsbedarf bis hin zu einer ge-
richtlichen Klärung und geringfügigen 
Mehrbelastung der Gerichte führen.•

Zugleich gehen die Ministerien 
davon aus, dass der Effekt Œnach Klä-
rung der Rechtslage durch Gerichte 
und Marktteilnehmer sowie mit zu-
nehmender Bekanntheit bei den be-
teiligten Kreisen• wieder nachlassen 
werde. Seit 2021 wird in Deutschland 
ein Preis für die Emissionen von Koh-
lendioxid (CO2) erhoben. 

Aktuell gilt ein Preis von 30 Euro 
pro Tonne CO2, die beim Verbrennen 
von Heiz- und Kraftstoffen ausgesto-
ßen wird und zur Reduktion von 
Treibhausgasemissionen motivieren 
soll. Er soll schrittweise auf bis zu 55 
Euro im Jahr 2025 ansteigen. Diese 
Kosten tragen bislang die Mieter.

Ab 1. Januar 2023 sollen auch Ver-
mieter einen Teil der Kosten überneh-
men, und zwar abhängig vom energe-
tischen Zustand des Gebäudes. Da-
rauf hatten sich im April Habeck, 
Geywitz und Justizminister Marco 
Buschmann (FDP) geeinigt. Zentrales 
Ergebnis: Je schlechter die Energie-
bilanz des jeweiligen Gebäudes ist, 
desto höher ist der Kostenanteil für 
die Vermieter. Im Gesetzentwurf 
heißt es: ŒDie Aufteilung der Kosten 
nach einem Stufenmodell soll Mieter 
zu Energieeinsparungen und Vermie-
ter zu energetischen Sanierungen an-
reizen.•

Die Pläne sehen weiterhin ein Mo-
dell mit zehn Stufen vor, um die pro-
zentuale Kostenbeteiligung der Ver-
mieter und Mieter an den jährlichen 
CO2-Ausstoß des Gebäudes zu knüp-
fen. Bei Wohnungen mit einer beson-
ders schlechten Energiebilanz, das 
heißt bei einem Verbrauch von mehr 
als 52 Kilogramm CO2 pro Quadrat-
meter, übernehmen die Vermieter 90 
Prozent und die Mieter zehn Prozent 
der CO2-Kosten.

Beide Seiten müssten ihren Teil 
dazu beitragen, sagte der baupoliti-
sche Sprecher der FDP, Daniel Föst. 
Mieter könnten durch ihr Verhalten 
den CO2-Ausstoß ihrer Wohnung re-
duzieren, Eigentümer durch energe-

tische Sanierung das Gebäude insge-
samt klimafit machen. ŒUns war wich-
tig, eine pauschale und wirkungslose 
hälftige Aufteilung des CO2-Preises zu 
verhindern.• Maßstab für die Auftei-
lung dürfe kein politisch gewünschter 
Parameter sein. ŒAnsonsten entfallen 
genau jene Anreize, die wir im Gebäu-
desektor so dringend brauchen.•

ŒExtrem bürokratisch•

Auf den Gebäudebereich entfallen 
rund 40 Prozent der Treibhausgas-
emissionen und rund 35 Prozent des 
Endenergieverbrauchs in Deutschland. 
Bis 2030 müssen die Emissionen im 
Gebäudebereich gegenüber 1990 auf 
67 Millionen Tonnen CO2 sinken, um 
den im Klimaschutzgesetz fest-
geschriebenen Emissionsmengen zu 
entsprechen. Darum muss der Gebäu-
debestand energetisch ertüchtigt und 
die Wärmeversorgung auf erneuerbare 
Energien umgestellt werden.

Der CDU-Wohnungspolitiker Jan-
Marco Luczak warf der Ampelkoaliti-
on vor, mit ihren Œextrem bürokrati-
schen und komplizierten• Plänen Ver-
mieter und Mieter Œsehenden Auges 
in Prozesse hineinzutreiben•. 

Auch in Nordrhein-Westfalen gibt 
es Kritik: ŒGrundsätzlich stehe ich der 
Aufteilung einer Verbrauchssteuer un-
verändert kritisch gegenüber•, sagte 
Nordrhein-Westfalens Bauministerin 
Ina Scharrenbach (CDU) dem Han-
delsblatt. ŒAber die Bundesregierung 
will sie, und deshalb setzen wir uns 
auch damit auseinander.•

Kleinvermieter würden Œwieder 
und weiter belastet•, sagte Scharren-
bach. ŒImmer neue bürokratische 
Pflichten werden dazu beitragen, dass 
sich immer mehr Bürger aus der Woh-
nungsvermietung verabschieden wer-
den.• Dabei befinde sich das vermie-
tungsfähige Immobilienvermögen in 
Deutschland Œin Bürgerhand … nicht 
in Gesellschaftshand•. Die bürokrati-
sche Belastung, die auf private und ge-
werbliche Vermieter zukommt, Œwird 
vonseiten der beiden Bundesministe-
rien auf rund zehn Millionen Euro 
jährlich beziffert … und das ist wahr-
scheinlich noch deutlich zu wenig•.

Der Spitzenverband der Woh-
nungswirtschaft GdW forderte, die 
CO2-Abgabe Œkurzfristig für den be-
grenzten Zeitraum eines Jahres• aus-
zusetzen. Der Sinn der CO2-Abgabe 
sollte eine Steuerungswirkung für den 
Verbraucher und den Vermieter sein, 

sagte GdW-Präsident Axel Gedasch-
ko. ŒIn Zeiten explodierender Energie-
kosten ist das jedoch zynisch: Viele
Menschen werden sich wegen der
massiv gestiegenen Energiepreise vie-
les im Leben nicht mehr leisten kön-
nen. Vermieter stehen vor gleichfalls
explodierenden Kosten für den Unter-
halt und die Modernisierung ihrer
Häuser.•

Auch Kai Warnecke, Präsident der
Eigentümergemeinschaft Haus & 
Grund, warnte davor, den Vermietern
zusätzliche Kosten aufzuerlegen, die 
dann für die energetische Sanierung
fehlen würden. Den Mietern würden
zudem nicht die wahren Kosten des
Heizens signalisiert. 

Die Aufteilung der CO2-Beprei-
sung werde damit gerechtfertigt, dass
Mieter keinen Einfluss auf die Effi-
zienz des Gebäudes und der Anlagen-
technik haben, sagte Warnecke. Haus
& Grund hat daher erhebliche Zweifel
daran, dass Eigentümer diese Wahl-
freiheit haben. Es fehle an geeigneten
und bezahlbaren Technologien und an
regional verfügbaren klimaneutralen
Energieträgern.

Mieterentlastung beim CO2-Preis

Regierung erwartet Klagen
Ab 1. Januar 2023 sollen auch Vermieter einen Teil der Heizkosten 

übernehmen. Das soll die energetische Sanierung von Gebäuden voranbringen.

Bauministerin Klara Geywitz, Wirtschaftsminister Robert Habeck: ŒVermehrter Beratungsbedarf•. 
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30
Euro pro Tonne CO� 

So lautet der Preis, der erhoben 
wird, um Treibhausgasemissionen 
zu reduzieren. Die Kosten tragen 

bislang die Mieter.
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Handelsblatt Insight  
 Christian Lindner 

Der 
Zauberlehrling

Christian Lindner fühlt sich als Finanzminister nach 
eigenem Bekunden so glücklich, dass er an der 

Ministeriumspforte Œsogar Eintritt zahlen würde•. 
Doch inmitten von Wahlniederlagen und teurem 

politischem Krisenmanagement ein liberales Profil 
zu wahren fällt dem FDP-Vorsitzenden schwer.  

Er sagt: Abgerechnet wird zum Schluss. Aber hat die 
Partei so viel Geduld wie ihr Vorsitzender?

Martin Greive, Jan Hildebrand Berlin

D
arauf hat Christian Lindner (FDP) lange 
warten müssen. Der Finanzminister 
kommt mit einem übergroßen Organi-
gramm des Bundesfinanzministeriums 
in der Hand in sein Ministerbüro: ŒEnd-
lich fertig.• Das ausladende Papier ist 

Ausdruck der großen Machtfülle des FDP-Poli-
tikers. Ganz oben steht er, ŒMinister Christian 
Lindner•, mit einer doppelten schwarzen Linie 
eingerahmt, darunter sechs Staatssekretäre, elf 
Abteilungen und 185 Referate. 

Doch um Macht soll es jetzt nicht gehen, son-
dern um Praktikabilität. Lindner legt das Orga-
nigramm auf seinen Schreibtisch. Es ist eine Son-
deranfertigung, der Minister hat die Durchwahlen 
der Beamten einfügen lassen. Er ruft bei einer 
Fachfrage gern mal den zuständigen Referenten 
an. Am anderen Ende der Leitung herrscht dann 
mitunter kurz Schockstarre. Kürzlich klingelte 
Lindner bei einem altgedienten Referatsleiter 
durch. Es war das erste Mal, dass dieser nach zwölf 
Jahren im Haus direkten Kontakt zu einem Mi-
nister hatte.

Christian Lindner ist der erste Bundesfinanz-
minister mit FDP-Parteibuch seit Rolf Dahlgrün 
vor mehr als fünf Jahrzehnten. Mit dem Liberalen 
ist ein neuer Stil ins Ministerium eingezogen. Aber 
auch eine neue Politik? Von dieser Frage hängt viel 
ab … für das Land, für Lindner und vor allem auch 
für seine Partei. Gelingt dem FDP-Chef als Bun-
desfinanzminister in der Ampelkoalition, was Au-
ßenminister Guido Westerwelle in dem schwarz-
gelben Bündnis misslang: durch eine eigene Hand-
schrift die Zukunft der FDP zu sichern?

Diese Woche markiert den vorläufigen Hö-
hepunkt von Lindners Amtszeit. Er lädt die Fi-
nanzminister und Notenbankchefs aus den sieben 
bedeutendsten Industriestaaten (G7) zum Gipfel 
in seine rheinländische Heimat. Am Donnerstag-
morgen wird er vor dem Steigenberger Grandho-
tel auf dem Petersberg bei Bonn jeden einzeln be-
grüßen. Lindner-Festspiele. 

Die ersten sechs Monate waren für Lindner 
aber keine Festspiele, auch wenn er nach wie vor 
beteuert, er sei so glücklich im Amt, dass er an der 
Pforte des Bundesfinanzministeriums Œsogar Ein-
tritt zahlen• würde. Die Coronapandemie und der 
Ukrainekrieg haben ihm viel abgefordert … per-
sönlich wie inhaltlich.

War Lindner eigentlich mit dem Versprechen 
solider Finanzen angetreten, muss er nun Rekord-
schulden machen: 140 Milliarden Euro im Haus-
halt und noch mal 100 Milliarden Euro Sonder-
vermögen für die Aufrüstung der Bundeswehr. 
ŒChristian Lindner hat beim Nachtragshaushalt 
und beim Sondervermögen Bundeswehr bemer-
kenswert pragmatisch agiert und sogar eine Er-
möglichungspolitik ausgerufen•, sagt der gewerk-
schaftsnahe Wirtschaftsweise Achim Truger.

Doch der Beifall erklingt aus der Sicht vieler 
FDP-Anhänger von der falschen Seite. Die Ergeb-
nisse der Liberalen bei den Landtagswahlen im 
Saarland und in Schleswig-Holstein waren dürftig, 
das Resultat in Lindners Heimat Nordrhein-
Westfalen ist sogar ein Desaster. Erinnerungen 
wurden wach an die Niederlagen in Zeiten der 
schwarz-gelben Koalition, an deren Ende für die 
FDP der Rauswurf aus dem Bundestag stand. 

Dieses Trauma begleitet die Liberalen. Es ist 
ein Grund, warum Lindner in den Verhandlungen 
mit SPD und Grünen auf dem Bundesfinanz-
ministerium bestand. Beim urliberalen Kernthe-
ma Geld sollte nicht wieder Politik gegen die FDP 
gemacht werden können. Und trotzdem leuchtet 
die Ampel in der öffentlichen Wahrnehmung 
mehr grün als gelb. So manche in der FDP fragen 
sich, was den liberalen Finanzminister von seinem 
sozialdemokratischen Amtsvorgänger Olaf Scholz 
unterscheidet. 

Tatsächlich scheint Lindner sich Scholz zum 
Vorbild zu nehmen. Nicht dessen Politik, aber 
dessen Strategie. Auch Scholz wurde in seiner An-
fangszeit als Finanzminister als Œrote Null• ver-
spottet, weil er entgegen der eigenen Parteilinie 
am schuldenfreien Haushalt seines konservativen 
Vorgängers Wolfgang Schäuble (CDU) festhielt. 

In der Coronapandemie dann holte Scholz die 
ŒBazooka• raus und verabschiedete sich mit 215 
Milliarden Euro neuen Schulden. 

Lindner könnte nun den umgekehrten Scholz 
geben. Er zieht die schmerzhaften Koalitions-
kompromisse zu Beginn seiner Amtszeit durch, 
schichtet etwa ungenutzte Corona-Notkredite 
von 60 Milliarden Euro in künftige Klimainves-
titionen um.

So, wie Scholz einst beweisen wollte, dass ein 
Sozialdemokrat auf die Staatskasse aufpassen 
kann, so demonstriert Lindner nun, dass auf ihn 
und die FDP Verlass ist, die Liberalen regierungs-
fähig sind. Dazu passen Lindners Auftritte. Er hat 
sich angewöhnt, langsam und mit Bedacht zu 
sprechen, die Sätze zieht er in die Länge. Lindner 
klingt dann sehr staatstragend, etwa auf einer 
Pressekonferenz in Washington beim Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) im April, die er mit 
den Worten einleitet: ŒEs gibt Jahre, in denen we-
nig Geschichte passiert, und es gibt Wochen, die 
Dekaden prägen.• Und in solchen Zeiten tue ein 
Finanzminister alles, was notwendig sei, wenn 
es der Sicherheit Deutschlands diene.

Doch gleichzeitig bereitet Lindner bereits den 
Kurswechsel vor. ŒEntscheidend ist, dass wir den 
Exit aus dem Ausnahmezustand in der Haushalts-
politik finden•, sagt er. Im kommenden Jahr soll 
die Schuldenbremse wieder voll greifen, die Net-
tokreditaufnahme von derzeit 140 Milliarden Euro 
auf 7,5 Milliarden fallen. Seine Finanzpolitik solle 
man am Jahr 2023 messen, sagt Lindner, nicht am 
Ausnahmejahr 2022. Abgerechnet wird zum 
Schluss. Das ist Lindners Kalkül. Die Frage ist, ob 
die Rechnung überhaupt noch aufgehen kann.

Anfang Mai, ein sonniger Tag vor dem Schloss 
Meseberg, dem Gästehaus der Bundesregierung. 
Olaf Scholz, Christian Lindner und Robert Ha-
beck gehen über das Kopfsteinpflaster zu den auf-
gebauten Mikrofonen, um über die Kabinetts-
klausur zu berichten. ŒWillst du eigentlich immer 
links stehen von mir, Christian?•, fragt Wirt-
schaftsminister Habeck. ŒHat sich so ergeben•, 
antwortet Lindner. 

Bundesfinanzminister 
Lindner, FDP-Wahlwerbung: 

Die Frage ist, wie lange sich der 
Partei Ruhe verordnen lässt.

7,5
Milliarden Euro  

neue Schulden soll Deutsch-
land 2023 nur noch aufnehmen. 

In diesem Jahr werden es  
140 Milliarden Euro sein.

Quelle: Bundesfinanzministerium
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Finanz- und Wirtschaftsminister stehen tra-
ditionell in einem konfliktträchtigen Verhältnis, 
bei Lindner und Habeck wird das besonders deut-
lich. Wirtschaftsminister Habeck ist omnipräsent, 
weil er die Unabhängigkeit von russischer Energie 
organisieren muss. Vor dem Schloss Meseberg be-
kommt Scholz sechs Fragen gestellt, Habeck vier, 
Lindner zwei. Dafür beantwortet der Finanzmi-
nister noch ungefragt, was er vom Vorschlag des 
Wirtschaftsministers hält, mit einer sogenannten 
Übergewinnsteuer Unternehmen zur Kasse zu 
bitten, die vom Krieg profitieren: nichts. 

ŒChristian Lindner bezahlt•, sagt Habeck der-
zeit gern, wenn er etwa bei einer Betriebsver-
sammlung in der Raffinerie in Schwedt staatliche 
Hilfe in Aussicht stellt. Lindner bezahlt … das war 

zuletzt häufiger die Losung anderer Minister. Der 
FDP-Chef hat zu dieser Stimmung aber auch 
selbst beigetragen. 

Gleich zu Beginn deklarierte er sein Ressort 
als ŒErmöglichungsministerium•, das die Finan-
zierung der vereinbarten Ampelprojekte organi-
sieren soll. Seine Kabinettskollegen nahmen Lind-
ner beim Wort. Als es im März um die Aufstel-
lung des Finanzplans für diese Legislaturperiode 
ging, summierten sich die Wunschlisten der Mi-
nisterien auf Lindners Schreibtisch auf fast 500 
Milliarden Euro. Lindner blockte das meiste ab.

Dass er nun viele Kredite aufnehme, Œheißt 
ja nicht, dass nicht sehr viel mehr Schulden mög-
lich wären•, so der Finanzminister. ŒIch sage jetzt 
schon sehr oft Nein.• Er sieht das als liberalen 

Leistungsnachweis: Die FDP verhindert in der
Ampel Schlimmeres. Ob Subventionen für die
Pharmabranche, staatliche Rettungskredite für
die MV Werften … das Finanzministerium hat ei-
nige Initiativen ausgebremst. Auch bei der For-
derung nach Steuererhöhungen oder Tempolimit
bleibt Lindner hart.

Das Problem ist nur: Etwas zu verhindern be-
schert einem Politiker meistens viel weniger po-
sitive Aufmerksamkeit, als etwas durchzusetzen.
Es sei derzeit Œzu viel Defensive•, sagt ein FDP-
Regierungsmitglied, Œdas müssen wir ändern•. 

 ŒIm Zentrum steht jetzt nicht das parteipoli-
tische Interesse der FDP•, so Lindner. Das war
auch die Linie, die er nach der NRW-Wahl im
FDP-Präsidium ausgab. Man müsse nun Ruhe be-
wahren, hektische Kurskorrekturen würden nur
noch mehr schaden.

Die Frage ist, wie lange sich in einer Partei Ru-
he verordnen lässt. Derzeit steht die FDP in Um-
fragen im Bund bei acht bis zehn Prozent. Das ist
weniger als die 11,5 Prozent bei der vergangenen
Bundestagswahl, aber noch ausreichend entfernt
von der Todeszone der Fünfprozenthürde. Ein
parteiinterner Gegner, der Lindner den Vorsitz
streitig machen könnte, ist nicht in Sicht. Das ist
Lindners Lebensversicherung. 

Anfang 2025 könne man mit ihm über Um-
fragen diskutieren, erklärt Lindner den Ungedul-
digen. Sein Ziel ist es, dass die FDP bei der nächs-
ten Bundestagswahl nach 2017 und 2021 erneut
zweistellig ist.

Erst vor einer Woche hat der Finanzminister
mit seinem ökonomischen Berater, dem früheren
Wirtschaftsweisen-Chef Lars Feld, ein 21-seitiges
Strategiepapier vorgelegt, in dem er eine Neuaus-
richtung der Finanzpolitik ankündigt. Das Papier
mit dem Titel ŒFinanzpolitik in der Zeitenwende•
werde ŒRichtschnur der Finanz- und Haushalts-
politik in der nächsten Zeit•, kündigte Lindner
an. Es geht um Haushaltskonsolidierung und klas-
sische Angebotspolitik, um den Wirtschaftsstand-
ort zu stärken. 

Einen Vorgeschmack darauf, was der Koali-
tion an Ärger blühen könnte, sollte Lindner auf-
grund der schlechten Wahlergebnisse künftig ver-
stärkt zu ordoliberalen Reflexen neigen, gab das
Gerangel um das zweite Entlastungspaket. 

Am 13. März telefoniert der Finanzminister
mit dem Kanzler. Scholz und Lindner sprechen
über den Ergänzungshaushalt, durch den Bürger
und Unternehmen nach Ausbruch des Ukraine-
kriegs entlastet werden sollen. Zeitgleich laufen
über die Agenturen Zitate von Lindner, laut de-
nen er einer Spritpreisbremse eine Absage erteilt.

Stündlich steigt an diesem Tag der Druck auf
die drei Regierungsparteien, die Bürger bei den
Energiepreisen zu entlasten. Lindner fühlt sich
mit seinen Aussagen plötzlich missverstanden,
ausgerechnet er steht nun als derjenige da, der
Entlastungen eine Absage erteilt. Er informiert
Scholz vorab über seine Idee eines Tankrabatts.
Dabei soll der Staat für eine gewisse Zeit einen
Teil der Spritkosten der Autofahrer überneh-
men.

Der Kanzler bittet Lindner, den Vorschlag erst
einmal für sich zu behalten, um ihn in Ruhe be-
sprechen zu können. Doch Lindner bringt die Idee
sonntagabends via ŒBild• öffentlich ins Spiel. Der
Kanzler ist über Lindners Solonummer verärgert,
schweigt aber. Im Gegensatz zu den Grünen. Sie
fallen über Lindners Plan her, bezeichnen ihn als
ŒUnsinn•, ŒWahnsinn• oder ŒSchwachsinn•.

Letztlich schaffte es Lindners Tankrabatt nur
in abgewandelter Form ins Entlastungspaket, als
befristete Senkung der Energiesteuer auf Treib-
stoff. Die Grünen werfen dem Finanzminister vor,
wiederholt ŒFoul zu spielen•.

Die Verteilungskonflikte in der Ampel dürften
mit der Zeit aber eher noch zunehmen. In den
kommenden Monaten werde sich Lindner stärker
darauf konzentrieren müssen, ŒWünschen nach
neuen schuldenfinanzierten Programmen auf na-
tionaler und europäischer Ebene entgegenzutre-
ten•, sagt Ifo-Chef Clemens Fuest. ŒMeines Er-
achtens wird sich an dieser Frage entscheiden, wie
erfolgreich die Amtszeit sein wird.•

Das ist eben doch ein großer Unterschied in
der Strategie von Scholz und Lindner: Der SPD-
Politiker wandelte sich vom knauserigen zum
spendierfreudigen Finanzminister. Das ist deut-
lich einfacher als Lindners umgekehrter Weg.

2023
Ist

2020
Vorl.

Ist 2021
Planung

20222

130,5

7,5

215,4

139

Zufriedenheit mit der Arbeit von
ausgewählten Politikern und deren

Bekanntheit in der Bevölkerung
Anteil der Befragten in Prozent1

Annalena Baerbock

Robert Habeck

Karl Lauterbach

Christian Lindner

Olaf Scholz

56

56

44

41

39

95 %

86 %

95 %

90 %

96 %

Bekanntheit

Sehr zufrieden bzw. zufrieden
Weniger bzw. gar nicht zufrieden

39

30

51

49

57

Ergebnis und Verluste der FDP
bei den letzten drei Landtags-

wahlen (Zweitstimmen)

Nettokreditaufnahme
in Mrd. Euro

Ergebnis bei
der jüngsten
Landtagswahl
in Prozent

Differenz gegenüber
dem Ergebnis bei

der vorherigen
Landtagswahl

in Prozent-
punktenNordrhein-

Westfalen

5,9 %

6,4 %

4,8 %

-6,7 PP

-5,1 PP

+1,5 PP

Schleswig-
Holstein

Saarland

Quellen: Infratest Dimap, ARD, Landeswahlleiter, BMF
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Schwie�ige Zeiten fü� Lindne�s FDP
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Christian Lindner  
bezahlt.

Robert Habeck,
Bundeswirtschaftsminister,  
wenn er derzeit staatliche 

Hilfe in Aussicht stellt
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D
ie Hoteliers in Europa atmen 
auf: Die Branche, die wie kaum 
eine andere unter dem Corona-
virus gelitten hat, spürt in die-
sem Jahr eine deutliche Erho-

lung. Einige griechische Inseln haben 
bereits mehr Gäste gemeldet als im bis-
herigen Rekordjahr 2019. In den Städ-
ten allerdings bleibt der Ansturm bis-
her aus. Selbst einstige Besuchermag-
neten wie Barcelona oder Venedig 
liegen noch weit unter dem Vorkrisen-
niveau. Carlos Cendra von der spani-
schen Tourismusberatung Mabrian 
nennt als Gründe das brachliegende 
Geschäft mit asiatischen Touristen so-
wie weniger Besucher aus den USA.

Hinzu kommt ein wohl anhalten-
des Minus bei Geschäftsreisen. Viele 
Unternehmen, die in der Pandemie ih-
re Reisekosten drastisch gesenkt ha-
ben, wollen offenbar weiterhin einen 
guten Teil der Meetings virtuell abhal-
ten. ŒDarin ist sich die Branche einig•, 
sagt Philip Moscoso, Tourismusexper-
te an der spanischen Business-School 
IESE. Das Fernbleiben der Geschäfts-
reisenden belaste die Hoteliers beson-
ders. ŒGeschäftsreisende geben pro Tag 
mehr Geld aus als Touristen, weil sie 
etwa Konferenzräume mieten oder das 
Frühstück aufs Zimmer bestellen.•

Ein Überblick über die Lage in eu-
ropäischen Tourismus-Städten.

Italien und Frankreich: Touristen 
aus China und Russland fehlen

Angesichts der Touristenströme in 
Roms Altstadtgassen zwischen Trevi-
Brunnen und Pantheon denken einige 
Römer schon fast wehmütig an die 
Hochzeiten der Pandemie zurück, in 
der die Ewige Stadt ihnen ganz allein 
gehörte. Doch das Vor-Corona-Niveau 
ist noch lange nicht erreicht. Marina 
Lalli, Präsidentin des Verbands Feder-

turismo, sagt: Œ2019 war Rom ehrlich 
gesagt überlastet. Davon sind wir heute 
noch weit entfernt.• Im Februar waren 
noch rund 400 der 1250 Hotels ge-
schlossen. Selbst zu Ostern blieben laut 
Lalli rund 150 Häuser zu … wahrschein-
lich werden sie gar nicht mehr öffnen.

Zwei wichtige Gruppen für Italiens 
Tourismus, der rund 13 Prozent der 
Wirtschaftsleistung ausmacht, würden 
aber weiterhin fehlen, sagt Lalli: ŒFür das 
gesamte Jahr erwarten wir wegen Co-
rona keine Asiaten.• Zu groß sind die 
Reisebeschränkungen, zu unsicher die 
Aussichten. Obendrein bleiben die Rus-
sen wegen des Kriegs fern: Zwar sind sie 
zahlenmäßig nicht so wichtig für Italien, 
lassen aber besonders viel Geld im Land.

Auch in Paris, einer der weltweit 
meistbesuchten Städte, gehören die 
Bilder von chinesischen Shoppern, die 
mit Chanel-Taschen über die Champs-
Élysées laufen, der Vergangenheit an. 
Und auch hier fehlen die russischen 
Käufer. Ein Trost für die Luxusbranche 
ist immerhin, dass die Amerikaner 
langsam wiederkommen: Mit zwölf 
Prozent stellen sie bereits die zweit-
größte Besuchergruppe. Ein Viertel al-
ler Paris-Besucher sind derzeit Franzo-
sen … doppelt so viel wie sonst.

Wenig Bewegung gibt es dagegen 
bei Geschäftsreisen. In normalen Zei-
ten machen sie in Paris die Hälfte der 
Belegung in den Hotels aus, doch jetzt 
sind sie noch rar. Seit Anfang des Jahres 
sind die Hotels deshalb an den Wo-
chenenden voller als in der Woche, so 
die auf Tourismus spezialisierte Unter-
nehmensberatung MKG.

Ähnlich ist die Lage in Italien. Gro-
ße Veranstaltungen wie Messen und 
Konferenzen kommen zwar gerade 
wieder in Gang, die Coronaregeln wur-
den überall gelockert. Aber viele Busi-
ness-Trips, gerade die kurzen nur für 

ein Meeting, werde es künftig nicht 
mehr geben, sagt die italienische Ver-
bandschefin. Darunter könnte vor al-
lem Mailand leiden, die Finanz- und 
Wirtschaftsmetropole des Landes.

Griechenland: Hoffnung auf  
die Amerikaner

In Griechenland waren zu Ostern viele 
Hotels ausgebucht. Auf Inseln wie My-
konos, Santorin, Kos und Rhodos mel-
den die Hoteliers bereits jetzt mehr Bu-
chungen für den Sommer als im bishe-
rigen Rekordjahr 2019. In Athen jedoch 
liegen die Hotelbuchungen nach Anga-
ben aus Branchenkreisen bisher noch 25 
Prozent unter dem Vorkrisenniveau. 
Das kann Fachleuten zufolge aber auch 
daran liegen, dass immer mehr Urlauber 
private Unterkünfte auf Plattformen wie 
Airbnb und Booking.com buchen.

Das griechische Fremdenverkehrs-
amt EOT wirbt jetzt gezielt mit Wer-
bespots in den sozialen Medien für 
Wochenendtrips nach Athen und 
Thessaloniki. Damit will das Fremden-
verkehrsamt nach den Worten seines 
Generalsekretärs Dimitris Frangakis 
Athen und Thessaloniki Œauf Augen-
höhe mit anderen bekannten Drei-Ta-
ges-Destinationen wie Paris, Rom, 
London oder Barcelona• platzieren.

Große Hoffnungen setzt die Tou-
rismusbranche vor allem auf die Ame-
rikaner. Die drei großen US-Fluggesell-
schaften American, Delta und United 
bieten in diesem Sommer mehr Flüge 
nach Griechenland an als je zuvor. Sie 
verbinden Athen nonstop mit New 
York, Boston, Philadelphia, Chicago, 
Washington und Atlanta. Erfahrungs-
gemäß verbringen die amerikanischen 
Touristen einige Nächte in Athen, be-
vor sie auf eine der Inseln weiterreisen.

Wien ist besonders gebeutelt: Zahl-
reiche Hoteliers in der Hauptstadt haben 

die Coronakrise nicht überlebt. Es gibt 
heute 16 Prozent weniger Hotelbetriebe 
als vor der Pandemie; gleichzeitig ist die 
Zahl der Betten um acht Prozent gesun-
ken. Die Wiener Hotels sind im Durch-
schnitt also größer geworden. Öster-
reichs Regierung hat den Tourismus-
sektor in der Pandemie großzügig 
unterstützt. Ohne die Hilfe wären noch 
mehr Hotels verschwunden. Im ersten 
Quartal lagen die Übernachtungen in 
Wien immer noch 56 Prozent unter dem 
Niveau von 2019. Das war mit 17,6 Mil-
lionen Übernachtungen allerdings auch 
das bisherige Rekordjahr. Wien weist ei-
nen breiten Gästemix auf. Zwischen 25 
und 30 Prozent der Übernachtungen bu-
chen nichteuropäische Touristen. Auch 
der lukrative Kongress-Tourismus hat 
ein großes wirtschaftliches Gewicht. 
Große Kongresse finden in Wien aber 
weiterhin nicht statt. ŒDas wird noch 
dauern•, sagt Norbert Kettner, der Chef 
von Wien Tourismus.

Einen Lichtblick gibt es zumindest 
für die spanischen Städte. Sie holen 
dank inländischer Besucher im Ver-
gleich zu den ländlichen Urlaubsregio-
nen auf. So lag das Geschäft der spa-
nischen Stadthotels im Januar noch 35 
Prozent unter dem Niveau von 2019. 
Die Hotels an der Küsten hatten dage-
gen Œnur• 28 Prozent weniger Gäste.

Mit dem weitgehenden Ende der 
Restriktionen und der Öffnung aller 
Museen, Theater und Kunsthallen er-
holt sich auch der Städtetourismus 
langsam. Ähnlich wie in Paris haben 
viele Einheimische die Erholung in den 
spanischen Großstädten angetrieben: 
Sie gönnten sich nach Angaben des 
spanischen Touristenverbands Excel-
tur wieder Wochenend-Trips in die 
Metropolen. Gerd Höhler, Daniel Imwinkel-
ried, Tanja Kuchenbecker, Sandra Louven,  
Christian Wermke

Reisen

 Touristische Mauerblümchen
Die klassischen Urlaubsziele boomen wie vor der Pandemie. Für viele Metropolen gilt das jedoch nicht.

Trevi-Brunnen in Rom: Urlauber 
aus Asien bleiben Europa dieses 
Jahr wohl fern.

2019 war 
Rom ehrlich 

gesagt  
überlastet. 
Davon sind 
wir heute 
noch weit 
entfernt.

Marina Lalli
Präsidentin des 

Verbands 
 Federturismo
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Schweizer 
Außenminister 

Cassis: Wehrt  
sich gegen 

Waffenlieferungen 
an die Ukraine.

A
P

Jakob Blume Zürich

I
n der Schweiz wächst die parteiüber-
greifende Unterstützung zumindest 
für indirekte Waffenlieferungen an 
die Ukraine. So fordert Gerhard Pfis-

ter, Präsident der Partei Die Mitte, die 
Weitergabe von Panzermunition an die 
Ukraine zu genehmigen, die die 
Schweiz nach Deutschland exportiert 
hat. Der Präsident der liberalen FDP, 
Thierry Burkart, zeigt sich dafür eben-
falls offen und spricht sich für eine en-
gere Zusammenarbeit mit der Nato aus. 
Und die Grünliberalen drängten kürz-
lich sogar auf direkte Waffenlieferungen 
an die Ukraine.

Die Forderungen kommen einem 
Bruch mit jahrzehntelang gepflegten 
Schweizer Traditionen gleich. Der libe-
rale Bundespräsident Ignazio Cassis, der 
auch das Außenamt verantwortet, 
wehrt sich bislang gegen einen solchen 
historischen Bruch. Auf einer Podiums-
diskussion an der Universität St. Gallen 
sagte er kürzlich: ŒWir dürfen keine 
Waffen in ein Land liefern, das in einen 
internationalen Konflikt involviert ist.• 
Er wich jedoch der Frage aus, ob die 
Schweiz auch dann bei ihrem Veto ge-
gen Waffenlieferungen bleibt, sollte 
Russland noch schwerer wiegende 
Kriegsverbrechen begehen.

Im Gespräch mit der Schweizer Zei-
tung ŒNZZ• erneuerte Mitte-Präsident 
Pfister zu Beginn der Woche seine Kri-
tik an dieser Haltung: ŒDie Schweiz un-
tersagte es Deutschland, Munition für 
den Gepard-Panzer an die Ukraine wei-
terzugeben. Für mich persönlich sind 
die Folgen dieses Entscheids unanstän-
dig.• Ende April hatte das für Export-
genehmigungen zuständige Staats-

sekretariat für Wirtschaft (Seco) eine 
Anfrage Deutschlands abgelehnt, Mu-
nition für den Luftabwehrpanzer aus 
schweizerischer Produktion an die 
Ukraine zu liefern. 

Eine Gesetzesverschärfung, die die 
Weitergabe von Kriegsmaterial in Kon-
fliktregionen erschwert, ist gerade erst 
in Kraft getreten. Die strikte Haltung 

der Schweiz ist in der Bundesverfassung 
festgeschrieben: Demnach ist der Bun-
desrat, die eidgenössische Regierung, 
zur Wahrung der Neutralität verpflich-
tet. Doch seit dem Einmarsch Russlands 
in der Ukraine ist eine Debatte darüber 
entbrannt, was das genau bedeutet.

Zu den Grundpfeilern der Neutra-
lität gehörte jahrzehntelang, keine Waf-
fen an Kriegsparteien zu liefern. Doch 
Mitte-Präsident Pfister hält die Position 
im Fall des Ukrainekriegs für überholt. 
Ihn treibe vielmehr die Frage um: 
ŒWann wird Neutralität unanständig?• 
Er ist überzeugt: Die Verfassung gebe 
dem Bundesrat durchaus Spielraum, die 
Weitergabe der Munition per Notver-
ordnung zu autorisieren.

Cassis lässt sich von solchen Forde-
rungen nicht beirren: Seine Haltung zu 
Rüstungstransporten führt auch regie-
rungsintern zu Reibereien. Anfang April 
fragte die kanadische Regierung eine 
Überflugsbewilligung an, um Kriegs-
material von England nach Italien zu 
transportieren. Zuständig für die Bewil-
ligung wäre das von der Sozialdemokra-
tin Simonetta Sommaruga geführte 
Verkehrsdepartement gewesen, aller-
dings hätte die gesamte Regierung dem 
zustimmen müssen. Die Anfrage Kana-

das war heikel, denn die Politik fürch-
tete, dass die Rüstungsgüter von Italien 
aus weiter in die Ukraine gelangten. 
Cassis intervenierte und sorgte dafür, 
dass Kanada die Anfrage zurückzog. 
Das Sommaruga-Lager fühlte sich vor 
den Kopf gestoßen. Seither ist die par-
teiübergreifende Zusammenarbeit in-
nerhalb des Bundesrats belastet. 

Episoden wie das Verbot der Wei-
tergabe von Panzermunition oder Vor-
behalte gegen Überflugsbewilligungen 
sorgen auch international für Unver-
ständnis. Cassis hält mit zahlreichen öf-
fentlichen Auftritten, in denen er die 
neutrale Rolle erläutert, dagegen. Die 
Schweiz habe sich bei ihrer Entschei-
dung, die EU-Sanktionen gegen Russ-
land umzusetzen, nicht leichtgetan, sag-
te er in St. Gallen. 

Der Angriff Russlands auf ein Nach-
barland sei ein Bruch des Völkerrechts 
gewesen, den man nicht tolerieren kön-
ne. Auch wenn die Sanktionen gegen 
Russland bedeuten, dass das Land nicht 
mehr als Vermittler zwischen beiden 
Kriegsparteien auftreten kann. Cassis 
Pläne von Ende Februar, eine Friedens-
konferenz zwischen der Ukraine und 
Russland in Genf einzuberufen, liefen 
ins Leere.

Dafür bereitet sich die Schweiz auf 
eine andere Großveranstaltung mit in-
ternationaler Aufmerksamkeit vor: Die 
Stadt Lugano im Tessin soll im Juli 
Schauplatz einer Geberkonferenz für 
den Wiederaufbau der Ukraine werden. 
Als Gast wird der ukrainische Präsident 
Wolodimir Selenski persönlich erwartet. 
Eine erfolgreiche Konferenz, die Milli-
ardenhilfen für das kriegsgeplagte Land 
sichert, könnte die Diskussion über Waf-
fenlieferungen der Schweiz beenden.

Schweiz

Streit über Waffenlieferung an 
die Ukraine spaltet die Politik
In der Schweiz ist eine Debatte über die Neutralität des Landes entbrannt.  

Es geht um die Haltung zu Rüstungstransporten … und um historische Brüche.

Ozan Demircan Istanbul

D
ie Türkei blockiert in der Nato 
den Beginn der Beitrittsgesprä-
che mit Finnland und Schweden. 
Wie die Deutsche Presse-Agen-

tur aus Bündniskreisen erfuhr, war es 
am Mittwochvormittag im Nato-Rat 
nicht wie ursprünglich geplant mög-
lich, den für den Start des Aufnahme-
prozesses notwendigen Beschluss zu 
fassen. Der türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte klargemacht, er 
sei gegen den Beitritt der beiden Län-
der. Eine Zustimmung zum Nato-Bei-
tritt Schwedens und Finnlands hatte 
der Staatschef davon abhängig ge-
macht, dass man in Sicherheitsfragen 
auf sein Land zugehe.

Die Nato-Erweiterung gehe für die 
Türkei einher mit dem Respekt, den 
man ihren Empfindsamkeiten ent-
gegenbringe, sagte er bei einer Rede 
vor seiner islamisch-konservativen Re-
gierungspartei AKP in Ankara. Doch 
der autoritäre Regierungschef erhält 
Gegenwind … und zwar aus den eige-
nen Reihen. So hatte Erdogans Chef-
berater Ibrahim Kalin vor Kurzem be-
kannt gegeben: ŒDie Türkei verschließt 
nicht die Türen für einen schwedischen 
und finnischen Nato-Beitritt.• 

Auch Außenminister Mevlüt Ca-
vusoglu hatte erklärt, ein ŒJa• oder 
ŒNein• der Türkei sei Verhandlungs-
sache. Das war offenbar nicht das, was 
Anhänger der türkischen Regierungs-
partei hören wollten. Der ehemalige 

AKP-Abgeordnete Mehmet Metiner 
erklärte in einem Gastbeitrag in der 
Zeitung ŒYeni Safak•: ŒDiese rhetori-
sche Annäherung hat uns ernsthaft 
verletzt.•

Erdogan erhält Unterstützung

Schweden und Finnland hatten am 
Mittwoch offiziell die Mitgliedschaft 
in der Nato beantragt. Eigentlich war 
vorgesehen, dass der Nato-Rat danach 
sofort den Start der Beitrittsgespräche 
beschließt. Ein Sprecher des Bündnis-
ses wollte sich nicht zu den Gesprächen 
im Nato-Rat äußern. Er betonte ledig-
lich, dass Generalsekretär Jens Stolten-
berg entschlossen sei, zu einer schnel-
len Lösung für Finnland und Schweden 
zu kommen. ŒBeide Länder sind unse-
re engsten Partner, und ihr Beitritt zur 
Nato würde die euroatlantische Sicher-
heit stärken•, sagte er. 

Der Zwist innerhalb der türkischen 
Regierung wurde bereits Ende Februar 
deutlich. Als Präsident Erdogan zu 
Kriegsbeginn die diplomatische Neu-
tralität der Türkei betonen wollte, sag-
te Chefberater Kalin in einem Inter-
view: ŒEin Land zu besetzen ist nicht 
gerechtfertigt und illegitim.• Auch Ver-
teidigungsminister Hulusi Akar hatte 
in einem Statement offenbar nicht den 
Ton getroffen, den sich Erdogan und 
andere AKP-Kader gewünscht hätten.

Akar hatte betont, dass die Türkei 
im Ukrainekrieg ein Œaktives und pro-
duktives Bündnismitglied• bleiben 
werde. Innenminister Suleiman Soylu 

hingegen kritisierte mit scharfen Wor-
ten das Nato-Bekenntnis des Ex-Ge-
nerals Akar. ŒWenn wir Europa, Ame-
rika oder der Nato trauen könnten, 
dann müssten wir jetzt in Nordsyrien 
keine Terroristen vertreiben•, hatte 
Soylu öffentlich erwidert und hinzuge-
fügt: ŒWir werden die Welt vor diesem 
Eindringen des Westens retten.• Un-
terstützung erhielt er von Erdogans 
Kommunikationsdirektor Fahrettin 
Altun.

Auch der kritisierte öffentlich die 
moderaten Aussagen seiner Regie-
rungskollegen gegenüber der Nato. ŒEs 
ist fraglich geworden, wie erfolgreich 
diese Institution überhaupt noch ist.• 
Der Vorgang legt die Probleme beim 

türkischen diplomatischen Sonderweg
mit dem Krieg in der Ukraine offen.
Ankara beliefert die Ukraine mit hoch-
effektiven Kampfdrohnen, verhängt
aber gleichzeitig keine Sanktionen ge-
gen Russland. Den Bosporus hat die
Türkei seit Ausbruch des Kriegs für
ausländische Marineschiffe gesperrt,
und gleichzeitig buhlen türkische Tou-
rismusvertreter um russische Urlauber.

Vorbehalte gegen Nato-Beitritt

Vorbehalte gegen einen Nato-Beitritt
Finnlands und Schwedens hatte die
türkische Führung um Staatschef Er-
dogan bereits seit Längerem angemel-
det. Vor allem Schweden ist Erdogan
ein Dorn im Auge. Das Land hat
mehrere türkische Staatsbürger auf-
genommen, die in der Türkei als Mit-
glieder von Terrorgruppen gelten.
Außerdem traf sich die schwedische
Außenministerin Ann Linde Ende
2021 mit einem Anführer der syrisch-
kurdischen YPG

In der Vergangenheit hatte die
Gruppe, die als Abspaltung der Terror-
organisation PKK gilt, Anschläge in der
Türkei und auf türkische Soldaten in
Syrien verübt. Die Türkei bekämpft die
Gruppe und hat dazu drei Mal das ei-
gene Militär nach Syrien geschickt. Er-
dogan zufolge wollten Schweden und
Finnland Œweiter Terrororganisationen
unterstützen•, aber gleichzeitig die Zu-
stimmung der Türkei für eine Nato-
Mitgliedschaft. ŒDas ist milde aus-
gedrückt ein Widerspruch.•

Schweden und Finnland

Erdogans Nato-Veto ist zu Hause höchst umstritten 
Die Türkei blockiert die Nato-Beitrittsgespräche von Schweden und Finnland. Das sorgt für Zwist in der Regierungspartei AKP.

Staatschef 
Erdogan: Kritik 
aus der eigenen 
Partei.
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D
ie Preise am Markt für deutsche Start-ups 
haben bedenkliche Niveaus erreicht. In 
den kommenden Wochen und Monaten 
wird es eine Bereinigung geben … und 
die ist überfällig. Denn das, was sich die 
Investoren 2021 an Bewertungen aus-

gedacht hatten, hatte zuletzt häufig mit fundamen-
talen Kennzahlen wenig, mit blühender Fantasie 
dagegen viel zu tun. Schnelllieferdienste, Roboter-
arme, Onlinebroker, Solarmodul-Wartung: Plötz-
lich konnte gefühlt jeder das Prädikat Einhorn 
erhalten. So bezeichnet die Start-up-Szene Unter-
nehmen, die eine Bewertung von mindestens einer 
Milliarde Dollar erreichen.

Dieser Hype ist erst mal vorüber. Die Zinswende 
und die generell schlechte Börsenstimmung lassen 
die Realität in den Markt einkehren. Das allerdings 
ist weder ein Drama noch das Ende der deutschen 
Start-up-Kultur. Das Gegenteil ist der Fall. Auch 
der deutsche Markt wird sich daran gewöhnen 
müssen, dass das dynamische Auf und Ab der 
Bewertung zur Marktwirtschaft gehört. Mehr 
Kapitalismus wagen … das müsste das Credo sein. 
Doch das Trauma der Dotcom-Blase nach der 
Jahrtausendwende sitzt so tief in Deutschland, dass 
jegliche angeblichen Übertreibungen grundsätzlich 
verteufelt werden. Dabei haben solche Übertreibun-
gen neben allen Risiken, die mit ihnen einher-
gehen, auch etwas Wunderbares.

Erst wenn Geld im Überfluss da ist, wagen die 
Ersten ganz große Wetten. Wer sein Geld 
zusammenhalten muss, geht keine riskanten 
Investitionen ein. Man muss es sich vor Augen 
führen: Während dieser Text geschrieben wird, 
bauen Gründer in München Raketen. In Berlin 
entwickeln junge Unternehmer ferngesteuerte 
Taxen. Und in Heidelberg forscht ein Team an 
der nächsten Stufe der Künstlichen Intelligenz. 
Das wäre ohne Hype, Fantasie und Blasenbil-
dung kaum denkbar gewesen. Aber auch das 
Luftablassen hat etwas Gutes. Jetzt wird bilan-
ziert, wie viel Substanz wirklich in den Firmen 
steckt. Einhörner sind keine Mastschweine. 
Millionen allein reichen meist nicht, um mit 
einem neuen Geschäftsmodell den Markt zu 

erobern. Manche Ideen muss man also doch 
abschreiben. In andere investieren wie nie 
zuvor.

Aus der Perspektive der betroffenen Firmen gibt es 
wahrlich nichts zu verherrlichen. Für sie ist das 
Ende der Blase oft brutal. Wenn die Bewertung 
runter- und der Geldhahn zugeht, werden Jobs 
gestrichen. Mitarbeiter mit Kapitalbeteiligung 
verlieren ihr Geld. Solange gefeilscht und verhan-
delt wird, herrscht Unsicherheit auch bei denen, 
die am Ende weitermachen können. Klar ist aber 
auch: Das gehört zum Geschäft. Ein Wagniskapital-
investor sieht zwar in jeder seiner Firmen Potenzial 
für einen Megadeal. Aber im Grunde rechnet er 
damit nicht. Es reicht, wenn er in ein oder zwei 
Fällen richtigliegt. Das heißt zwar nicht, dass 18 
von 20 Firmen scheitern. Sie werden nur dem 
Investor irgendwann egal. Auch das dürften viele 
junge Gründerinnen und Gründer mit ihren Teams 
in den nächsten Monaten schmerzhaft erleben.

Man kann aber hoffen, dass sich der Schaden in 
Grenzen hält. Wenn die Preise sinken, wird sich 
der ein oder andere Konzern bald ein Start-up als 
neue IT-Abteilung leisten. In manchen Segmenten 
werden aus sieben Firmen vielleicht zwei. Die 
Kuriere der Express-Lieferdienste etwa werden 
künftig in einheitlicherer Montur lostouren. Das 
ist nur doof für diejenigen, die auf die falsche Farbe 
gesetzt haben.

Als vor mehr als 20 Jahren die Dotcom-Blase 
platzte, war das ein Kollateralschaden für die 
hiesige Start-up-Landschaft. Die Investmentlust 
ist komplett verpufft. Zum Glück stehen die 
Chancen gut, dass dieses Mal viel Optimismus 
übrig bleibt. Denn viele Gründer und Investoren, 
die den neuen Boom erst geschaffen haben, haben 
sich ihre Gewinne längst gesichert. Sie haben 
schon Lust auf die nächste Runde. Und wer dies-
mal zu spät gekommen ist, macht dann besser von 
Anfang an mit.

Start-up-Blase

Luft rauslassen, weitermachen

Die Autorin ist Reporterin im Unternehmensressort.  
Sie erreichen sie unter:  
holzki@handelsblatt.com

Der Hype ist erst 
mal vorüber. Die 
Zinswende und  

die generell 
schlechte Börsen-

stimmung  
lassen die Realität 

in den Markt  
einkehren.

Larissa Holzki

Eine schmerzhafte Wende droht, aber das ist kein Drama … und schon gar nicht das Ende.

Frank Specht
ist Korrespondent in 
Berlin. Sie erreichen 
ihn unter: specht@ 
handelsblatt.com

Im Zusammenhang mit dem Ukrai-
nekrieg ist viel von einer Zeitenwen-
de die Rede. Eine Zeitenwende der 
anderen Art läutet die Ampelkoaliti-
on an diesem Donnerstag ein. Dann 
wird der Bundestag beschließen, 
dass die meisten Sanktionen gegen 
Grundsicherungsempfänger für ein 
Jahr ausgesetzt werden … länger als 
von der Regierung geplant. Es ist der 
erste Schritt auf dem Weg, das bei 
SPD und Grünen verhasste Hartz-
IV-System, das sie einst selbst ins 
Leben riefen, zu überwinden und 
durch das geplante Bürgergeld 
abzulösen.

Hilfebedürftige, so die Idee, sollen 
künftig nicht mehr Bittsteller sein, 
sondern dem Sozialstaat Œauf Augen-
höhe• begegnen können. Das Prin-
zip des Förderns und Forderns, das 
Mitwirkungspflichten der Betroffe-
nen in sogenannten Eingliederungs-
vereinbarungen festlegt, soll einer 
Kultur des ŒVertrauens• weichen.

 Doch eine Begegnung Œauf Augen-
höhe• kann es auch künftig nicht 
geben. Wer Hilfe braucht und Geld 
vom Staat bekommt, muss daran 
mitwirken, die Hilfebedürftigkeit zu 
überwinden. Das gebietet der 
Respekt vor dem Steuerzahler oder 
Arbeitnehmern, die jeden Tag zur 
Arbeit gehen, auch wenn sie am 
Ende kaum mehr Geld nach Hause 
bringen als ein Hartz-IV-Bezieher.

Deshalb lassen sich die Jobcenter die 
Möglichkeit der Sanktionierung der 
wenigen hartnäckigen Verweigerer 
auch nur ungern aus der Hand 
nehmen. Zwar legt sich die Koalition 
jetzt fest, dass beim künftigen 
Bürgergeld wieder bis zu 30 Prozent 
der Sozialleistungen gekürzt werden 
können. 

Umso unverständlicher ist, warum 
diese Handhabe nun so lange aus-
gesetzt wird. Die Ampel setzt damit 
… wie auch mit der geplanten sechs-
monatigen ŒVertrauenszeit• beim 
Bürgergeld … das Signal, dass es auf 
eigene Anstrengung nicht mehr so 
sehr ankommt.

Im Bundestag hat sich eine Koalition 
der Willigen formiert, von der die 
(wenigen) Unwilligen nichts mehr 
zu fürchten haben. 

Hartz-IV-Moratorium

 Bedenkliche 
Wende in der 
Sozialpolitik
Die Koalition behält das 
Fördern bei und lässt das 
Fordern verkümmern. 

Ein falsches Signal.
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Zu den Plänen, mit einem neuen Gesetz die 
Brexit-Sonderregeln für Nordirland teilweise 
auszuhebeln, meint der Londoner ŒGuardian•:

Bei den jüngsten Wahlen zum nordirischen 
Parlament hat eine Mehrheit Parteien unter-
stützt, die das Nordirland-Protokoll weitgehend 
befürworten. Örtliche Wirtschaftsführer haben 
Premierminister Boris Johnson dringend auf-
gefordert, die Drohung aufzugeben, Teile des 
Protokolls einseitig zu kündigen, da dies aus-
gerechnet in Zeiten steigender Inflation und 
drohender Rezession einen Handelskrieg mit der 
EU auslösen könnte. (...) Die Erklärung dazu von 
Außenministerin Liz Truss im Unterhaus war zwar 
vom Ton her gemäßigter als einige der konfrontat
ven Äußerungen in der vergangenen Woche. 
Aber die Vorlage eines Gesetzentwurfs, mit dem 
Teile eines Vertrags aufgegeben werden sollen, 
der vor weniger als drei Jahren unterzeichnet 
wurde, (...) ist unverantwortlich (...). Unbeküm-
mert erklärte Truss, das Gesetz würde nicht 
gegen internationales Recht verstoßen. Doch für 
diese Behauptung lieferte sie keinen Beweis.

Außenansichten

Zur drohenden Lebensmittelknappheit 
infolge des Kriegs in der Ukraine schreibt die 
polnische Zeitung ŒRzeczpospolita•:

Die jüngsten Berichte aus der Ukraine, wonach 
die Russen Getreidespeicher plündern oder 
zerstören und die Feldarbeit erschweren, zeigen 
deutlich, dass Putin eine globale Lebensmittelkri-
se herbeiführen will, auf die soziale Unruhen und 
der Zerfall des westlichen Bündnisses folgen 
sollen. Das ist eine Tragödie für Entwicklungslän-
der, denen eine Hungersnot drohen könnte. Für 
den überfütterten Teil der Welt wiederum könn-
ten höhere Preise eine Anregung sein, die Kauf- 
und Ernährungsgewohnheiten zu ändern. Nach 
Erhebungen der Warschauer Hochschule für 
Landwirtschaft werden in polnischen Haushalten 
bis zu 60 Prozent der Lebensmittel weggeworfen 
… auch weil zu viel eingekauft wird. Trotz rasant 
steigender Brotpreise sieht man in den Müllcon-
tainern vieler Wohnanlagen weiterhin Tüten mit 
vertrocknetem Brot. Vielleicht fangen wir ange-
sichts der steigenden Preise für Lebensmittel 
jetzt damit an, sie bedachter zu kaufen.

Zur türkischen Veto-Drohung gegen den 
Nato-Beitritt Finnlands und Schwedens 
schreibt die slowakische Zeitung ŒDennik N•:

Indem (der türkische Präsident) Erdogan den 
Nato-Beitritt Schwedens und Finnlands ablehnt 
und das mit ihrer ŒUnterstützung für kurdische 
Terroristen• … das sagt ein Land mit einem sehr 
ambivalenten Verhältnis zum Islamischen Staat 
und einem Sitz der Hamas in seiner Hauptstadt! 
… sowie mit einem wegen der türkischen Militär -
operationen in Syrien verhängten Waffenembar-
go gegen die Türkei begründet, versucht er, seine 
langjährigen Nato-Partner zu erpressen. Möglich 
ist ihm das, weil eine Nato-Erweiterung die 
Zustimmung aller Mitglieder braucht. (...) Es ist 
nicht das erste Mal, dass Erdogan solches 
Trotzverhalten an den Tag legt. (...) Auch bisher 
verfolgte er damit meist innenpolitische Ziele. In 
13 Monaten sind in der Türkei Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen, und die Türken sind 
verärgert über den schlechten Zustand ihrer 
Wirtschaft. Dass Erdogan keine gute Wirtschafts-
politik gelingt, muss er anderweitig ausgleichen. 
So erpresst er einmal die EU mit Flüchtlingen 
und jetzt eben die Nato bei der Erweiterung. 

W
enn Russlands Präsident Wladimir 
Putin sich einen Wunschgegner in dem 
Sanktionskonflikt ausmalen könnte, er 
würde dem Bild, das der Westen 

derzeit abgibt, wahrscheinlich ziemlich 
ähneln. Das gilt zumindest in der Frage des 
Ölembargos. Erst lieferten die Europäer nach 
langem Streit und Zögern eine Art Scheinboy-
kott … mit langen Übergangsfristen und 
großzügigen Ausnahmeregelungen. Dann 
stellt der ewige Quertreiber Ungarn auch noch 
diesen Minimalkonsens infrage. Zu guter 
Letzt mobilisiert ausgerechnet Joe Biden den 
Widerstand gegen den europäischen Ölboy-
kott, jener US-Präsident also, für den keine 
Sanktion gegen Moskau nach der Ukraine-Inva-
sion zu hart sein konnte. All das zeigt einmal 
mehr: Von einer wirklich durchdachten und 
nachhaltigen Sanktionsstrategie des Westens 
kann keine Rede sein. 

Die USA, die ihrerseits längst ein solches 
Embargo verhängt haben, fürchten nun, dass 
ein Boykott Europas, das viel abhängiger vom 
russischen Öl ist als Amerika, die Energieprei-
se empfindlich in die Höhe treiben könnte. Die 
Inflationsrate in den USA liegt aber schon jetzt 
jenseits der Acht-Prozent-Marke. Im Novem-
ber sind Kongresswahlen … und was die 
Preisentwicklung angeht, sind die US-Bürger 
ähnlich empfindlich wie die Menschen hier-
zulande. Hinter dem US-Vorstoß steckt also 
vor allem auch ein innenpolitisches Kalkül. 

Dabei hat US-Finanzministerin Janet Yellen, 
die derzeit eigentlich durch Europa reist, um 
die Reihen in der Verteidigung der Ukraine  zu 
schließen, in der Sache nicht einmal unrecht. 
Die Einführung eines Zolls auf russische 
Ölimporte ist komplex, hat gegenüber einem 
vollständigen Embargo durchaus Vorteile … 
auch wenn die Einfuhrsteuer an den europäi-
schen Endverbraucher weitergereicht würde.

 Der Weltmarktpreis für Öl würde hingegen 
weniger steigen als bei einem vollständigen 
Boykott. Darüber hinaus könnte die EU den 
Zoll je nach Preisentwicklung justieren … und 
sogar mit den einbehaltenen Zöllen gezielt die 
europäischen Energieverbraucher entlasten.

Könnte, hätte, sollte … es ist kaum anzuneh-
men, dass die Europäer, die für eine gewisse 
Trägheit bekannt sind, ihr in mühsamen 
Verhandlungen entstandenes Sanktions-
regime noch einmal komplett neu aufsetzen. 
Die Chance, Russland kurzfristig über Ölsank-
tionen in seinem imperialistischen Streben 
einzudämmen, darf als gescheitert betrachtet 
werden. Dabei ist die Sache beim Öl noch 
wesentlich einfacher als beim Gas, wo die 
Abhängigkeit von Russland ungleich größer 
ist. Entsprechend groß ist auch das Konflikt-
potenzial im Westen. 

Ölembargo

Hoffnungslos verzettelt 

Ausnahme -
regeln, 

Blockade-
 Androhungen, 

strategische  
Unklarheiten … 
das europäische 

Sanktions -
regime ist nicht 

durchdacht. 

Jens Münchrath

Der Autor ist Meinungschef. Sie erreichen ihn unter:  
muenchrath@handelsblatt.com

F
ür Anleger bergen Aktien von Windkraft-
spezialisten derzeit große Risiken und 
große Chancen. Auf der einen Seite 
verlieren alle Anbieter in einem ruinösen 

Wettbewerb Geld. Doch wird die Nachfrage in 
Zeiten von Klimawandel und globalen Verwer-
fungen steigen. Auf lange Sicht sind die Per-
spektiven gut … man weiß nur nicht, wer zu den 
Gewinnern gehören wird. Siemens Energy 
steht vor einer ähnlichen Situation: Eine 
Komplettübernahme der Krisentochter Sie-
mens Gamesa ist finanziell riskant, der defizitä-
re Mutterkonzern muss Milliarden in die Hand 
nehmen, um das Drittel außenstehender 
Aktien zu übernehmen und die Tochter von 
der Börse zu nehmen. Doch sind die erneuer-
baren Energien ein Kernbestandteil des neuen 
Konzerns. Die Stärke von Siemens Energy ist, 
dass es wie kaum ein anderes Unternehmen die 
ganze Palette anbietet. Von der Stromerzeu-
gung mit erneuerbaren und konventionellen 
Energien über den Stromtransport bis hin zu 
Wasserstoff-Elektrolyseuren.

Würde man die Windkraft abstoßen, könnte 
man noch lange ganz gut vom lukrativen 
Service für ältere Kraftwerke leben. Doch das 
sind eher trostlose Perspektiven. Von einer 
Rückkehr in den Dax und einem Energietech-
nik-Konzern von Weltformat aus Deutschland 
könnte man nur noch träumen. Ein Weiterwurs-
teln ist aber keine Alternative, die bisherige 
Struktur ist an ihrem Geburtsfehler weitgehend 

gescheitert. Der Portfoliostratege Joe Kaeser 
hatte mit der Fusion mit der börsennotierten 
Gamesa einen Weg gefunden, dass die Siemens-
Windkraft in der Branchenkonsolidierung eine 
aktive Rolle spielt, ohne Milliarden für eine 
Übernahme in die Hand nehmen zu müssen. 

Doch der Preis für das Konstrukt war hoch. 
Anfangs ärgerte sich Siemens mit dem spa-
nischen Großaktionär Iberdrola herum. Als 
dieser herausgekauft war, hatte man aber 
immer noch keinen direkten Durchgriff und 
konnte nur indirekt über den Verwaltungsrat 
kontrollieren. In den vergangenen fünf Jahren 
ist es Siemens und dann Siemens Energy nicht 
gelungen, die Probleme in den Griff zu bekom-
men. Es gelang nicht, die Stärken von Siemens 
im Offshore-Geschäft auf die Onshore-Wind-
räder von Gamesa zu übertragen. Auch ließ die 
Zahlentransparenz durchgehend zu wünschen 
übrig. Da nützte es auch nichts, mehrmals den 
Chef auszuwechseln. Dem neuen Gamesa-
Chef Jochen Eickholt trauen viele die Trend-
wende zu. Doch lässt sich Projektgeschäft nicht 
schnell drehen. Die Zeit aber drängt. Siemens 
Gamesa verbrennt zu viel Geld. Es drohen 
Diskussionen über die Notwendigkeit von 
Kapitalerhöhungen, die weitere Unruhe brin-
gen. Daher sollte Siemens Energy mutig den 
Schritt einer Komplettübernahme gehen.

Siemens Energy / Gamesa

Übernahme wagen

Die Zeit drängt. 
Siemens  
Gamesa  

verbrennt zu 
viel Geld.

Axel Höpner

Der Autor ist Korrespondent in München. Sie erreichen 
ihn unter: hoepner@handelsblatt.com

Gut gemeint, schlecht gemacht … EU-Sanktionen verfehlen ihr Ziel.

Ohne die Erneuerbaren kann der junge Konzern kaum wachsen.

Meinung & Analyse
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A. Höpner, A. Schütze München, Frankfurt

S
iemens Energy will die Probleme bei der 
verlustreichen Windkraft-Tochter Sie-
mens Gamesa mit einer Komplettüber-
nahme in den Griff bekommen. Das Ma-
nagement bestätigte am Mittwoch, ein 
Barangebot für die außenstehenden Ak-

tien zu prüfen. Die Entscheidung könnte nach In-
formationen des Handelsblatts aus Unterneh-
menskreisen noch vor dem Kapitalmarkttag in 
der kommenden Woche verkündet werden.

Investoren fordern schon seit Langem eine 
Komplettübernahme der Tochter, an der Siemens 
Energy bislang rund zwei Drittel hält. Die Ver-
luste im Geschäft mit den erneuerbaren Energien 
hatten den ganzen Konzern nach unten gezogen. 
Immer wieder überraschte Gamesa auch die Mut-
tergesellschaft in München mit Gewinnwarnun-
gen und neuen Verlusten.

Eine erste Bestandsaufnahme des neuen Sie-
mens-Gamesa-Chefs Jochen Eickholt, den die 
Zentrale Anfang April als ŒTroubleshooter• nach 
Madrid geschickt hatte, zeigte, dass die Probleme 
noch größer sind als angenommen. ŒEs geht jetzt 
darum, die Blutung zu stoppen•, hieß es in Un-
ternehmenskreisen. Das Management von Sie-
mens Energy hatte lange die Risiken einer Kom-
plettübernahme gescheut. Schließlich schreibt der 
noch junge Konzern, der aus der Abspaltung der 
Siemens-Energietechnik hervorgegangen ist, we-
gen der Probleme bei Gamesa selbst rote Zahlen.

Noch ist keine offizielle Entscheidung gefal-
len, auch ein Scheitern des Projekts ist noch mög-
lich. ŒDie mögliche Übernahme wird ein finanziel-
ler Kraftakt•, hieß es in Aufsichtsratskreisen. Es 
gebe mit Blick auf die Zukunft des Gesamtkon-
zerns aber keine Alternative. Siemens hatte die 
Energietechniksparte finanziell solide in die Un-
abhängigkeit entlassen. Das Handelsblatt hatte 
bereits in der vergangenen Woche berichtet, dass 
eine Komplettübernahme die bevorzugte Option 
ist. Siemens Gamesa wird derzeit an der Börse mit 
mehr als zehn Milliarden Euro bewertet. Das Bar-
angebot könnte Siemens Energy also deutlich 
mehr als drei Milliarden Euro kosten.

Am Mittwoch stieg der Kurs von Siemens Ga-
mesa nach Bestätigung der möglichen Übernahme 
zwischenzeitlich um zehn Prozent auf rund 16 
Euro. Laut Insidern könnte die Offerte zwischen 
diesem Wert und dem durchschnittlichen Kurs-
ziel von 18 Euro liegen, das Analysten Siemens 
Gamesa derzeit geben. Dem spanischen Übernah-
merecht nach muss das Angebot von der Börsen-
aufsicht genehmigt werden. Der Preis darf nicht 
unter dem Durchschnittskurs der vergangenen 
drei Monate liegen.

Siemens Energy arbeitet schon seit 
Monaten an einem Übernahmeangebot

Siemens will die Übernahme laut Finanzkreisen 
mithilfe einer von JP Morgan und Bank of Ame-
rica organisierten Brückenfinanzierung von mehr 
als vier Milliarden Euro bezahlen. Später ist eine 
Kapitalerhöhung geplant. Die beteiligten Banken 
wollten die Informationen nicht kommentieren. 

In den vergangenen Wochen hatten Investo-
ren Druck gemacht, das Problem mit der Wind-
kraft-Tochter zu lösen. Die Komplettübernahme 
sei Œder nächste logische Schritt, um endlich den 
vollen Durchgriff auf das operative Geschäft der 
Siemens Gamesa zu bekommen•, sagte Felix 
Schröder, Fondsmanager von Union Investment. 
ŒNur unter der vollständigen Kontrolle von Sie-
mens Energy kann der Turnaround des proble-
matischen Geschäfts mit Windturbinen gelingen.•

Auch Siemens-Energy-Großaktionär Siemens 
hatte zuletzt seine Unzufriedenheit ungewöhnlich 
offen geäußert. Der Münchner Technologiekon-
zern will seinen 35-Prozent-Anteil so schnell wie 
möglich auf 25 Prozent abbauen, schreckt aber 
wegen des niedrigen Aktienkurses zurück. Sie-
mens-Finanzvorstand Ralf Thomas erwartet, dass 
Siemens-Energy-Chef Christian Bruch auf dem 
Kapitalmarkttag am 24. Mai wichtige Maßnah-
men vorstellen wird: ŒDas wird wegweisend, da-
von gehen wir aus.• Nach Informationen des Han-

Windkraft

 Siemens Energy gibt 
Forderungen von 
Investoren nach

Der Konzern will den vollen Durchgriff auf die hochdefizitäre spanische 
Windkraft-Tochter Siemens Gamesa haben und sie komplett 

übernehmen. Deren Aktienkurs springt in die Höhe. 

Windpark BorWin3 in der Nordsee: Die von Siemens 2018 fertiggestellte Plattform kann bis zu 900 Megawatt Strom aus Windkraft übertragen. 

S
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3
Milliarden Euro   

dürfte das Barangebot für Gamesa 
den Mutterkonzern Siemens Energy 

kosten … mindestens. 

Quelle: Finanzkreise
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delsblatts aus Finanzkreisen arbeitete Siemens 
Energy bereits vor zwei Monaten an einem Über-
nahmeangebot. Wegen des Ukrainekriegs sei das 
Projekt aber noch einmal verschoben worden.

Siemens hatte noch unter Ex-Chef Joe Kaeser 
die eigene Windkraft in die börsennotierte Sie-
mens Gamesa eingebracht und dafür die Mehrheit 
an dem neuen Konzern übernommen. Dadurch 
spielten die Münchener eine führende Rolle bei 
der Konsolidierung der Windkraftbranche, ohne 
dafür Milliarden in die Hand nehmen zu müssen. 
Schnell zeigten sich aber die Nachteile der Kon-
struktion: Es fehlte der direkte Durchgriff, als es 
schlecht lief. Mehrmals wurde der Chef bei Sie-
mens Gamesa ausgetauscht. Nun ruhen alle Hoff-
nungen auf Ex-Siemens-Energy-Vorstand Eick-
holt. Er sei der richtige Manager, um bei Siemens 
Gamesa aufzuräumen, sagte Fondsmanagerin 
Diehl. ŒMan sollte ihm die dafür notwendige Zeit 
geben.• Auch im Aufsichtsrat von Siemens Ener-
gy um Chefkontrolleur Kaeser genießt Eickholt 
einen großen Vertrauensvorschuss.

Siemens Gamesa steht derzeit aus zweierlei 
Gründen unter Druck. Da ist zum einen das 
Marktproblem: Keiner der großen Windkraftan-
bieter verdient derzeit Geld. Zwar ist die Nach-
frage angesichts des Kampfes gegen den Klima-
wandel und des Wunsches groß, unabhängiger 
von Energieträgern wie russisches Gas zu werden.

Doch gibt es einen starken Preiskampf zwi-
schen Wettbewerbern wie Siemens Gamesa, Ves-
tas, Nordex und GE Renewables. Gleichzeitig lei-
den die Anbieter unter den massiv gestiegenen 
Materialpreisen zum Beispiel für Stahl. In den 
Verträgen wurde meist nicht abgesichert, dass die 
höheren Kosten an die Kunden weitergegeben 
werden können. Doch die Probleme bei Siemens 
Gamesa sind nach Einschätzung des neuen Chefs 
Eickholt zu etwa zwei Dritteln hausgemacht. Der 
Windkraft-Spezialist hat unter anderem Probleme 
beim Hochlauf der neuen Onshore-Turbinenge-
neration 5X. Zudem ist die Transparenz im Zah-
lenwerk gering. Beim Mutterkonzern sorgt das 
für Verärgerung. Eine Komplettübernahme sei 
auch notwendig, um Transparenz in die Zahlen 
zu bekommen, hieß es in Unternehmenskreisen.

17,14  

Siemens Energy
Aktienkurs  in Euro

Umsatz im 2. Q. 20221 in Mio. Euro

HANDELSBLATT
1) 1.1. bis 31.3.; 2) Angepasst

Quellen: Bloomberg, Unternehmen
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Christoph Schlautmann Düsseldorf

D
er französische Reedereiriese CMA CGM 
nutzt seine überbordenden Gewinne im 
Seefrachtgeschäft, um als Ankeraktionär bei 
der Fluggesellschaft Air France-KLM ein-

zusteigen. Das gaben beide Konzerne am Mitt-
woch bekannt. Der Schifffahrtskonzern aus Mar-
seille soll dabei neun Prozent an der Fluggesell-
schaft übernehmen. 

Die Investition könnte im Zuge einer geplan-
ten Kapitalerhöhung von Air France-KLM erfol-
gen, die schon Mitte Februar angekündigt worden 
war. Auf der Hauptversammlung am 24. Mai soll 
anschließend ein Reedereivertreter in den Ver-
waltungsrat gewählt werden.

Der Einstieg dürfte CMA CGM mehr als eine 
halbe Milliarde Euro kosten. Zwar bewertet die 
Börse Air France-KLM aktuell lediglich mit 2,67 
Milliarden Euro, nachdem die Airline während 
der Coronapandemie tief in die roten Zahlen 
geraten ist. Die Konzernspitze aber peilt 
eine Kapitalerhöhung über vier Milliarden 
Euro an, um die französischen Staatshil-
fen für Air France zurückzuzahlen. Das 
vereinbarte Aktienpaket würde dadurch 
erheblich teurer. An Geld aber mangelt 
es dem Seefahrtskonzern, der noch vor 
wenigen Jahren mit hohen Verlusten ringen 
musste, heute nicht mehr. Das abgelaufene 
Geschäftsjahr schloss CMA CGM mit einem 
Nettogewinn von 17,9 Milliarden Euro ab, was 
dem Zehnfachen des Vorjahres entsprach.

Der durch Hafenschließungen immer wieder 
gestörte Seeverkehr hat dazu geführt, dass sich 
die weltweiten Frachtraten seit Sommer 2020 
zeitweise mehr als versechsfacht haben. Das hat 
die Kassen der global agierenden Containerree-
dereien massiv gefüllt. Für CMA CGM, nach den 
Rivalen MSC und Maersk die drittgrößte Contai-
nerreederei der Welt, ist der geplante Einstieg bei 
der französisch-niederländischen Fluggesellschaft 
jedoch nicht nur eine Kapitalanlage, sondern auch 
ein strategisch wichtiger Schritt.

ŒDiese Partnerschaft entspricht voll und ganz 
der Strategie von CMA CGM, ein führendes Un-
ternehmen in der integrierten Logistik zu wer-
den•, erklärte Vorstandschef Rodolphe Saadé am 
Mittwoch. ŒSie ermöglicht es uns, die Entwick-
lung unserer gerade gegründeten Luftverkehrs-
sparte erheblich zu beschleunigen.• Nun werde 
man die Reederei gemeinsam mit Air France-
KLM Œunter den weltweit führenden Akteuren 
in der Luftfracht• positionieren.

Reedereikonzerne kaufen kräftig zu

Wie vielen anderen Containerreedereien 
reicht den Franzosen das Transportgeschäft auf 
See nicht mehr aus. Seit Sommer nutzen ins-
besondere die marktführenden Reedereien MSC, 
Maersk und CMA CGM ihre dank der hohen 
Frachtraten erzielten Gewinne, um die Reichwei-
ten ihrer Lieferkette auszubauen.

Zugekauft wird im Landverkehr, bei Lagerei-
anbietern und Hafenterminals, besonders aber 
im Luftfrachtgeschäft. So verbündete sich der 
Genfer Rivale MSC Anfang des Jahres mit der 
deutschen Lufthansa, um nach der Alitalia-Nach-
folgegesellschaft Ita Airways zu greifen, Hapag-
Lloyd-Großaktionär Klaus-Michael Kühne stieg 
vor wenigen Wochen mit knapp über zehn Pro-
zent bei der Lufthansa ein.

Auch die dänische Reederei Maersk kündigte 
ein neues Luftfrachtangebot unter dem Namen 
ŒMaersk Air Cargo• an. Man wolle mit eigenen 

Kapazitäten Œvon der Fabrik bis aufs Sofa• liefern,
begründete Maersk-Logistikchef Aymeric Chan-
davoine kürzlich die Einkaufstour. Mit der am
Mittwoch bekannt gegebenen Industriekoopera-
tion treibt nun auch CMA CGM den Plan weiter
voran, durchgängige Versand- und Logistiklösun-
gen für die Kunden zu entwickeln. Der Start-
schuss fiel dazu bereits 2019, als man den Kon-
traktlogistiker Ceva übernahm. Kontraktlogistiker
bieten üblicherweise Lagereidienstleistungen, Re-
tourenlogistik und Speditionsdienste.

Mit einem Gesamtbudget von zehn Milliar-
den Euro ging die Investitions- und Einkaufstour
der französischen Reederei 2021 weiter. Drei Mil-
liarden Dollar stellte Vorstandschef Saadé zur
Verfügung, um einen Teil des US-IT-Unterneh-
mens Ingram Micro zu übernehmen, darunter 59
Logistikzentren beiderseits des Atlantiks. In Los
Angeles erwarb man für 1,8 Milliarden Dollar das

Containerterminal Fenix Marine Services.
Mit rund einer halben Milliarde Euro

kaufte CMA CGM zudem im April 2022

den Autotransporteur Gefco, der zuvor Stellantis
und dem russischen Bahnunternehmen RZD ge-
hört hatte. Um tiefer ins E-Commerce-Geschäft
einzudringen, griff die Reederei Ende Januar zu-
dem nach einer Mehrheitsbeteiligung am fran-
zösischen Paketdienst Colis Privé. Mit ihm
schließt sie die Lücke bis zum Endkunden. Auch
den Einstieg ins Luftfrachtgeschäft besiegelte
der Seefahrtskonzern bereits im vergangenen
Jahr. Im März 2021 gründete Saadé die ŒCMA
CGM Air Cargo•, die bislang mit vier Airbus
330F von Air Belgium betrieben wird. Zwei
Frachtflieger vom Typ Boeing 777F sollen in we-
nigen Wochen folgen, vier weitere Airbus 350F
sind für 2025 und 2026 bestellt.

Mit ihrem 2021 gestarteten Aircargo-Geschäft
hat die französische Reederei bereits prominente
Kundschaft gefunden. ŒWir nutzen deren Luft-
frachtkapazitäten bereits seit mehreren Mona-
ten•, sagte DB-Schenker-Vorstand Thorsten
Meincke dem Handelsblatt.

Das eigene Luftfrachtnetz will die Reederei
nun für mindestens zehn Jahre mit Air France-
KLM vereinen. ŒAir France-KLM und CMA
CGM werden sich der Frachtflugzeugkapazität
der jeweiligen Fluggesellschaften anschließen und
exklusiv betreiben•, hieß es in einer gemeinsamen
Mitteilung. Die Flotte werde zunächst aus zehn
Frachtflugzeugen bestehen, zwölf weitere seien
bestellt. All dies kommt einer Kampfansage gleich.
Mit einem jährlichen Frachtvolumen von 1,2 Mil-
lionen Tonnen zählte Air France-KLM zuletzt
zu den Top Ten der Branche.

Logistik

Container-Reederei CMA CGM 
steigt bei Air France ein 

Die weltweit drittgrößte Reederei wird Ankeraktionär bei dem 
Luftfahrtkonzern … und verfolgt damit ihre ambitionierte Strategie. 

Diese  
Partnerschaft 

entspricht 
voll und ganz 
der Strategie 

von CMA 
CGM, ein 
führendes  
Unterneh-
men in der 
integrierten 
Logistik zu 

werden. 

Rodolphe Saadé
 Vorstandschef 

Zu Lande, zu 
Wasser,  

in der Luft: 
 Auf allen Wegen 

wollen die großen 
Anbieter die Waren 

zum Endkunden 
transportieren. 
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D
er Wasserstoffspezialist Plug 
Power sieht den Markt für grü-
nen Wasserstoff an einem 
Wendepunkt. Für Vorstands-
chef Andrew Marsh ist der 
Energieträger in den USA teil-

weise schon jetzt wettbewerbsfähig. 
Das sei auch in Europa möglich.

Herr Marsh, der Krieg in der Ukrai-
ne sorgt für einen Boom bei erneu-
erbaren Energien. Profitieren Sie 
gerade von Russlands Angriffs-
krieg?
Das ist leider ein trauriger Fakt, ja. Wir 
sehen die Auswirkungen auf der gan-
zen Welt, und der Krieg hat auch unser 
Business extrem gepusht. Das Interes-

se an Alternativen zu russischen Ener-
gieimporten ist massiv gestiegen. Wir 
haben aktuell Aufträge für neue Elek-
trolyseure im Wert von 50 Millionen 
US-Dollar. Und die Nachfrage kommt 
von überallher, wir haben sogar einen 
Deal mit einer Raffinerie in Ungarn ge-
macht. Aber wir müssen deutlich mehr 
Anlagen bauen, wenn gerade Europa 
sich vollständig von russischen Roh-
stofflieferungen lösen will.

Plug Power war als Brennstoffzellen-
hersteller für Logistikfahrzeuge von 
BMW, Walmart oder Amazon 
bislang eher in einer Nische tätig. 
Wird sich das mit Blick auf den 
bevorstehenden Wasserstoffboom 
jetzt ändern?
Wir haben die erste kommerzielle 
Brennstoffzelle entwickelt, und es 
stimmt, wir sind schon lange dabei. 
Aber wir sind weit mehr als ein Brenn-
stoffzellenhersteller für Gabelstapler. 
Wir bauen das erste grüne Wasser-
stoffnetzwerk in den USA, wo wir je-
den Tag 500 Tonnen grünen Wasser-
stoff produzieren werden, und wir 
bauen gerade unser eigenes Elektro-
lyse-Business auf. Wir wollen ein in-
tegratives Unternehmen werden … 
von der Planung der Produktion über 
den Betrieb bis zum Verkauf von 
Wasserstoff.

Sie haben gerade erst Ihre europäi-
sche Zentrale in Duisburg eröffnet. 
Welche Rolle spielt Europa in Ihrer 
neuen Strategie?
Wir haben in den letzten Jahren viel 
Geld in Europa investiert. Neben un-
serem Zentrum in Duisburg haben wir 
uns mit 100 Millionen an einem Fonds 
für den Aufbau der Wasserstoffinfra-
struktur beteiligt. Europa ist ein sehr 
wichtiges Ziel für uns. Wir haben hier 
schon über ein Gigawatt an Elektroly-
seur-Leistung verkauft. Europa wird 
in den nächsten Jahren einer der größ-
ten Wasserstoffmärkte der Welt.

Viele glauben noch nicht so recht 
daran, vor allem mit Blick auf die 
Preise. Wann kann grüner Wasser-
stoff wettbewerbsfähig sein?
Wir glauben, dass der Preis für die Er-
zeugung von erneuerbaren Energien 
bei etwa drei Cent pro Kilowattstunde 
liegen muss, um Wasserstoff wett-
bewerbsfähig zu machen. Diese Preise 
sehen wir bereits in New York mit der 
Anlage für 45 Tonnen grünen Was-
serstoff pro Tag, die wir mit Wasser-
kraft herstellen. Damit kostet ein Ki-
logramm grüner Wasserstoff nur 1,50 
US-Dollar. Solche Preise sind auch in 
sonnenreichen Ländern wie Portugal, 
Spanien, Italien oder windreichen 
Ländern wie Dänemark und mit et-

was Herausforderung in ganz Europa 
möglich.

Beschleunigen die hohen Gaspreise 
diesen Wandel?
Ja, grüner Wasserstoff steht definitiv an 
einem Wendepunkt. In den USA gibt es 
Regionen, in denen grüner Wasserstoff 
schon heute wirtschaftlich ist. In Europa 
sind die Gaspreise noch einmal fünfmal 
höher. Grauer Wasserstoff ist je nach 
Stromkosten also schon jetzt die teurere 
Wahl … gerade mit Blick auf Russland. 

Hierzulande wird viel über die Farbe 
von Wasserstoff diskutiert. Also ob 
grau aus Erdgas, blau mit CO2-Spei-
cherung oder nur grün. Gibt es 
diese Diskussion in den USA auch?
Nein, die gibt es bei uns nicht. Aber ich 
bin davon überzeugt, dass grüner Was-
serstoff am Ende der einzige Wasser-
stoff sein wird. Das heißt nicht, dass es 
bis dahin keinen anderen geben darf. 
Jedes Unternehmen und jedes Land 
muss seinen eigenen Weg finden. Aber 
ich sehe keine Welt, in der grauer oder 
blauer Wasserstoff in Europa langfristig 
eine Zukunft hätte. Pinker Wasserstoff 
aus Atomstrom macht dagegen eine 
Menge Sinn, vor allem in Ländern wie 
Frankreich.

Für die Bundesregierung ist das 
angesichts des Atomausstiegs ein 
empfindliches Thema. Glauben Sie, 
dass Deutschland seine Ziele mit 
Blick auf grünen Wasserstoff so 
erreichen kann?
Das Ziel der neuen Bundesregierung 
von 80 Prozent erneuerbaren Energien 
bis 2030 ist sinnvoll. Die Strategie, bei 
der Verkehrswende allein auf Elektro-
autos zu setzen, dagegen nicht. Hier 
macht Deutschland einen großen Feh-
ler.

Wasserstoffautos sind mehr als 
fünfmal so teuer, und Wasserstoff-
tankstellen sind in Deutschland 
deutlich schlechter ausgebaut als 
die Ladeinfrastruktur für Elektro-
autos.
Aber Wasserstoffautos haben einfach 
die nötige Reichweite. DHL muss tau-
send Kilometer am Tag fahren … das 
schafft ein Elektroauto nicht, und dann 
fällt es auch noch für die Zeit des Auf-
ladens aus. Ein Wasserstoffauto ist in-
nerhalb von fünf Minuten vollgetankt. 
2028 werden Wasserstoffautos genau-
so günstig sein wie batteriebetriebene 
Fahrzeuge.

Und bis dahin? Es gibt zurzeit ja 
noch nicht einmal genug grünen 
Strom, um den heutigen Strombe-
darf zu decken. Wo soll dann noch 
der grüne Strom für die Umwand-

Andrew Marsh:  
Der CEO von Plug Power 
ist von der Wasserstoff-
technologie überzeugt. 
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Andrew Marsh 

ŒDeutschland macht 
einen großen Fehler• 

Der Chef des US-Wasserstoffproduzenten Plug Power über die Vorliebe der Bundesregierung 
für Elektromobilität, die Rolle des Ukrainekriegs für die Energiewende und die Regionen, in 

denen die Herstellung von Wasserstoff schon bald wettbewerbsfähig sein wird.

Europa ist ein sehr wichtiges 
Ziel für uns. Wir haben  

hier schon über ein Gigawatt  
an Elektrolyseur-Leistung 

 verkauft. Europa wird  
in den nächsten Jahren  

einer der größten  
Wasserstoffmärkte der Welt.

Vita
Der CEO 
Andrew Marsh 
steht seit 2008 
an der Spitze 
von Plug 
Power. Zuvor 
war er Mitgrün-
der und 
Vorstandschef 
von Valerie 
Power, das er 
2007 an einen 
Wettbewerber 
verkaufte. 

Die Firma Plug 
Power machte 
2021 einen 
Umsatz von 
502 Millionen 
US-Dollar. Mit 
dem Ausblick 
auf eine rasant 
steigende 
Nachfrage will 
Marsh den 
Konzern jetzt 
umbauen. Für 
2025 rechnet er 
mit einem 
Umsatz von 
drei Milliarden 
Dollar pro  
Jahr. 
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Wasserstoff-Preisindex ŒHydex•
in Euro pro Kilo

Grüner
Wasserstoff

Blauer
Wasserstoff

11,4  

5,4  

Quelle: E-Bridge ConsultingHANDELSBLATT
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Nach den Regulierungen verspricht die chinesische Regierung, die Tech-Unternehmen des Landes wieder mehr 
zu unterstützen. Doch die Zentralbank arbeitet schon an neuen Einschränkungen.

Asia Techonomics

Widersprüchliche Signale 

E
igentlich hätte es für die Investo-
ren in Chinas Tech-Aktien diese 
Woche allen Grund zur Freude 
geben müssen. Immerhin wurde 

dem Sektor von oberster Stelle 
Unterstützung zugesichert. Sowohl 
Wang Yang, Mitglied des mächtigen 
Ständigen Ausschusses des chinesi-
schen Staatsrates, als auch Chinas 
Vizepremier Liu He drängten auf 
Œweitere Anstrengungen zur För-
derung der Entwicklung• des in den 
vergangenen Monaten stark gebeutel-
ten Sektors.

Die chinesische Tech-Branche hat 
lange auf ein solches Zeichen der 
Unterstützung aus Peking gewartet. 
Seit Ende 2020 war eine neue Regu-
lierung nach der anderen auf die 
Unternehmen eingeprasselt. Das 
verunsicherte die Investoren und 
bescherte Chinas Unternehmen 
riesige Verluste: So verloren die 
Aktien des E-Commerce-Riesen 
Alibaba seit Beginn des Crackdowns 
zeitweise um mehr als 70 Prozent 
ihres Wertes an der Börse in New 
York, die des Messengerdienst- und 
Computerspielekonzerns Tencent 
gaben um fast 90 Prozent nach, und 
die Papiere des Essenslieferanten 
Meituan büßten rund 70 Prozent ein.

Immer wieder hatten Experten die 
Hoffnung geäußert, dass die chinesi-
sche Staatsführung die Firmen in 
diesem Jahr weniger hart angehen 
würde. Doch die Investoren trauen 
der Staatsführung offenbar nicht ganz 
über den Weg … wie die Reaktion der 
Börsen auf das Signal aus Peking am 
Mittwoch zeigte.

So machte weder der Hang-Seng- 
Index, der große in Hongkong  

gehandelte chinesische Technolo-
gieunternehmen abbildet, noch der 
CSI300, der die 300 wichtigsten an 
der Shanghai Stock Exchange und der 
Shenzhen Stock Exchange gehandel-
ten Aktien widerspiegelt, große 
Freudensprünge.

Natürlich spielt dabei auch die große 
Verunsicherung durch die derzeitig 
desolate wirtschaftliche Situation 
infolge drakonischer Restriktionen im 
Namen der Pandemieprävention in 
China mit rein. Doch ein wichtiger 
Grund könnte auch sein, dass die 
Investoren befürchten, dass die 
Regulierungswelle auch in diesem 
Jahr die Tech-Unternehmen hart 
treffen könnte … und sie den Verspre-
chungen der Staatsführung nicht 
trauen.

Experten fürchten um 
Spitzenstellung der Tech-Firmen

Tatsächlich gibt es bereits konkrete 
Vorbereitungen für weitere neue 
Einschränkungen … und zwar für die 
Fintech-Branche. So arbeitet die 
chinesische Zentralbank (PBOC) laut 
einem Bericht des Wirtschaftsmaga-
zins ŒCaixin• derzeit offenbar an 
neuen Ethikregeln für den Sektor.

Experten fürchten bereits, dass die 
chinesischen Tech-Firmen angesichts 
der heftigen Regulierungswellen ihre 
Spitzenstellung in der Welt verlieren 
könnten. ŒSeit China den Ton bei der 
Regulierung von Plattformen ver-
schärft hat, hat sich die Kluft zwi-
schen chinesischen und amerikani-
schen Plattformen deutlich vergrö-
ßert, während Plattformen in Europa 
und anderen Teilen der Welt eben-
falls im Kommen sind und aufholen•, 
warnte Huang Yiping von der Natio-

nal School of Development an der 
Peking University jüngst. ŒDiese 
neuen Trends lassen die Alarmglo-
cken läuten•, so Huang.

Das Problem sehen Beobachter wie 
er dabei weniger in der Regulie-
rung an sich als vielmehr in der Art 
und Weise, wie in China reguliert 
wird. China habe notwendige und 
rechtzeitige Maßnahmen ergriffen, 

um die Governance der Plattform-
wirtschaft zu verbessern, so Hu-
ang, aber die Formulierung und 
Umsetzung der Politik könne 
besser koordiniert und sorgfältiger 
gehandhabt werden. ŒÜberwältigen
de kampagnengesteuerte Schritte 
und unangemessener Regulierungs-
wettbewerb• müssten vermieden 
werden.

Es bleibt abzuwarten, ob das der 
chinesischen Staatsführung in diesem 
Jahr besser gelingen wird. Angesichts 
der schwächelnden Wirtschaft wäre 
es wichtiger denn je.

Die Autorin Dana Heide ist Korrespondentin 
in Peking. Sie erreichen sie unter:   
heide@handelsblatt.com

Es gibt bereits konkrete  
Vorbereitungen für weitere 
neue Einschränkungen …  

und zwar für die  
Fintech-Branche. 

Dana Heide
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lung zu Wasserstoff für Brennstoff-
zellenautos herkommen?
Was dabei oft unterschätzt wird, ist die 
Netzproblematik. Das Stromnetz muss 
der höheren Belastung standhalten, 
wenn Millionen von Elektroautos 
gleichzeitig geladen werden. Dafür muss 
in den nächsten Jahren viel passieren. 
Das Problem gibt es bei Wasserstoff-
autos nicht.

Jetzt haben Sie meine Frage aber 
nicht beantwortet...
Ich bin kein Gegner von Batterieautos, 
aber ich glaube an alle Technologien. 
Wind, Solar, Wärmepumpe, Geother-
mie … es gibt nicht die eine Lösung, und 
jeder, der das glaubt, hat das Energiesys-
tem nicht verstanden. Es wird mehrere 
Antriebsarten und Treibstoffe geben, 
und die Brennstoffzelle wird ein großer 
Teil sein. Davon bin ich überzeugt. 

Noch bleibt Wasserstoff aber ein 
Nischengeschäft. Plug Power hat 
seit seiner Gründung Ende der 
90er-Jahre noch nie schwarze 
Zahlen geschrieben. Der Aktienkurs 
gleicht einer Achterbahnfahrt. Und 
das, obwohl die Umsätze immer 
weiter steigen. Wie kann das sein?
Ich habe früher in der Wireless-Indus-
trie gearbeitet. Da hat man am Anfang 
auch kein Geld verdient. Wir haben 
fünf Milliarden Dollar eingesammelt, 
um unsere Pläne umzusetzen, und 
sind in der einzigartigen Position, 
nicht von unserem Aktienkurs abhän-
gig zu sein. 

Und wann wollen Sie Geld verdie-
nen?
Wir werden ein integratives Unterneh-
men, und damit werden sich unsere 
Kosten massiv verringern. 2025 stre-
ben wir einen Umsatz von drei Milliar-
den Dollar pro Jahr an, und 2023 wol-
len wir schwarze Zahlen schreiben. Wir 
werden profitabel sein, aber noch wich-
tiger ist es, das Wasserstoffökosystem 
jetzt erst einmal aufzubauen.

Herr Marsh, vielen Dank für das 
Interview

Die Fragen stellte Kathrin Witsch.
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S. Hofmann, M. Telgheder Frankfurt

D
ie Schlagzeilen in der Pharmain-
dustrie bestimmte in den ver-
gangenen zwei Jahren vor allem 
der amerikanische Branchen-
führer Pfizer mit seinem … ge-

meinsam mit dem deutschen Unter-
nehmen Biontech entwickelten … Co-
vid-Impfstoff Comirnaty und 
sensationellen Umsatzsteigerungen 
von mehr als 80 Prozent.

Doch was Kursentwicklung und 
Wertzuwachs angeht, glänzte in dieser 
Zeit ein ganz anderes Unternehmen: 
der weitaus kleinere US-Konkurrent 
Eli Lilly. Dank seiner erfolgreichen Pro-
duktentwicklung im Bereich Diabetes, 
Immunologie und Krebstherapie ent-
wickelte sich der Konzern mit Sitz in 
Indianapolis zum heimlichen Star un-
ter den Big-Pharma-Konzernen. 

Nun könnte das Unternehmen 
zum höchstbewerteten reinen Pharma-
konzern aufsteigen und damit auch den 
gemessen am Umsatz knapp dreimal 
so großen Pharmariesen Pfizer über-
treffen. Eine weitere Bestätigung für 
seine erfolgreiche Innovationsstrategie 
verbuchte Eli Lilly vor wenigen Tagen 
mit der ersten Zulassung für sein neu-
artiges Diabetesmittel Mounjaro in den 
USA. Insgesamt plant Firmenchef Da-
ve Ricks fünf Neueinführungen in den 
nächsten 18 Monaten.

Die Mounjaro-Zulassung bescherte 
der Lilly-Aktie weitere sechs Prozent 
Kursgewinn. Seit Anfang 2020 hat sich 
die Bewertung des Konzerns mehr als 
verdoppelt auf inzwischen rund 286 
Milliarden Dollar. Lilly hat damit Kon-
kurrenten wie Roche, Abbvie oder 
Novartis überrundet und in etwa 
gleichgezogen mit Pfizer. 

Erstklassige Medikamente in 
der Forschungspipeline

Anfang der Woche war die Bewertung 
kurzzeitig sogar bereits höher als die 
des Branchenprimus. Etliche Analysten 
sehen weitere 15 bis 20 Prozent Kurs-
potenzial. Eine höhere Marktkapitali-
sierung bringt im Gesundheitssektor 
aktuell nur der diversifizierte Groß-
konzern Johnson & Johnson auf die 
Waage, der über Pharma hinaus auch 
stark im Geschäft mit rezeptfreien Ge-
sundheitsprodukten und Medizintech-
nik engagiert ist.

Gemessen am Umsatz von zuletzt 
28 Milliarden Dollar und am Nettoge-
winn von 5,6 Milliarden Dollar gehört 
Lilly dabei nicht einmal zu den Top 
Ten der Pharmabranche. Doch die For-
schungs-Pipeline des Konzerns gilt als 
erstklassig und verspricht aus Sicht vie-
ler Investoren ein langfristig stärkeres 
und stetigeres Wachstum als etwa bei 
Pfizer, wo nach dem Abflauen des Co-

Medizinische 
Forschung:  

Der  
Erfolgsgarant  
für das starke 

Wachstum  
Eli Lillys.
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vid-Booms ab 2023 starke Umsatz-
rückgänge im Pandemiegeschäft zu er-
warten sind und das angestammte 
Kerngeschäft nur mäßig zulegt.

Lilly wurde 1876 vom gelernten 
Apotheker Eli Lilly gegründet und ge-
hört zu den eher zurückhaltenden Ak-
teuren im Pharmasektor. Anders als die 
meisten Konkurrenten hat das Unter-
nehmen in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten praktisch keinerlei Groß-

akquisitionen vollzogen, sondern nur 
einige kleinere Biotech-Zukäufe. 

Das heißt: Das Wachstum wird 
weitgehend organisch und mit deutlich 
geringerem Kapitaleinsatz als bei den 
Konkurrenten generiert. Im Diabetes-
bereich spielt der Konzern bereits seit 
fast einem Jahrhundert eine Pionierrol-
le. Diese Kompetenz unterstreicht das 
Unternehmen nun mit der Neuent-
wicklung Mounjaro, die als zentraler, 

wenn auch nicht als einziger Faktor hin-
ter den günstigen Wachstumsperspek-
tiven gilt. 

Das Medikament mit dem Wirk-
stoff Tirzepatide basiert auf einem neu-
en Wirkmechanismus gegen die Zu-
ckerkrankheit, lieferte vielversprechen-
de Ergebnisse in mehreren klinischen 
Studien und könnte daher nach Ein-
schätzung von Experten eine neue Ära 
im Kampf gegen Diabetes einläuten. 
Patrick Archdeacon, der Leiter der Dia-
betes-Abteilung der US-Arzneimittel-
behörde FDA, wertete die Zulassung 
als Œbedeutenden Fortschritt in der Be-
handlung von Diabetes Typ-2•.

Der Wirkstoff zeichnet sich dadurch 
aus, dass er die Wirkung von zwei für 
die Blutzuckerkontrolle im Körper ent-
scheidenden Botenstoffen vereint, den 
Hormonen GLP 1 (Glucagon-like pep-
tide-1) und GIP (Glucose-dependent in-
sulinotropic polypeptide). Ein zusätz-
licher Effekt besteht in der Förderung 
der Gewichtsabnahme, auch durch ei-
nen höheren Energieverbrauch.

Forschungserfolge in der 
Behandlung von Übergewicht

Mounjaro gilt daher als eine der vielver-
sprechendsten Neuentwicklungen der 
vergangenen Jahre und als möglicher 
Verkaufsschlager mit Multimilliarden-
potenzial. Analysten von Mizuhi Secu-
rities trauen dem Medikament weltwei-
te Umsätze von mehr als 14 Milliarden 
Dollar im Jahr 2030 zu. Optimistischere 
Annahmen gehen sogar von 20 Milliar-
den Dollar aus. In Europa wird eine Zu-
lassung Mitte des Jahres erwartet.

Die hohen Erwartungen gründen 
sich nicht nur auf den Einsatz von Tir-
zepatide bei der Behandlung von Dia-
betes. Das Medikament hat in kli-
nischen Studien vielmehr auch gezeigt, 
dass es für eine deutliche Gewichts-
reduktion sorgen kann. Das hat Lilly 
zuletzt Ende April durch vielverspre-
chende Daten aus Tests mit überge-
wichtigen Personen untermauert, die 
nicht an Diabetes litten.

Analysten gehen daher davon aus, 
dass das Mittel perspektivisch auch im 
Kampf gegen Fettleibigkeit eingesetzt 
werden kann. Lilly untersucht Tirzepa-
tid in klinischen Studien darüber hinaus 
auch als Therapie gegen die nicht alko-
holische Fettleber (Nash) sowie als Mit-
tel gegen Herzinsuffizienz.

Starke Konkurrenz für 
Weltmarktführer

Der US-Konzern dürfte damit zu einem 
sehr starken Konkurrenten für den dä-
nischen Diabetes-Weltmarktführer No-
vo Nordisk werden, dessen Medikamen-
te Ozempic, Rybelsus und Victoza eben-
falls an dem Hormon GLP-1 ansetzen 
(aber nicht an GIP) und zuletzt etwa 8,5 

Big Pharma

Eli Lilly steigt zum 
Star der Branche auf

Gemessen am Umsatz ist das US-Unternehmen im 
Vergleich zu Konzernen wie Pfizer klein. Doch 

Forschungserfolge bei Blockbuster-Medikamenten könnten 
schon bald für eine Rekordbewertung sorgen.

2011 2021 2011 2021

Eli Lilly: Umsatz
in Mrd. US-Dollar

24,3 28,3
Mrd. US$

4,3

5,6
Mrd. US$

Netto-Gewinn
in Mrd. US-Dollar

HANDELSBLATT

Eli Lilly im Übe�blick

Novo Nordisk

Eli Lilly

Merck & Co

Astra-Zeneca

Amgen

Johnson & Johnson

Abbvie

Novartis

Roche

245,6

286,4

235,2

203,4

131,1

470,5

273,5

211,3

265,4

22,3

28,3

42,7

37,4

24,3

93,8

56,2

51,6

72,0

11,0

10,1

5,5

5,4

5,4

5,0

4,9

4,1

3,7

Börsen-
wert

Umsatz
2021 Börsenwert/

Umsatz

Führende
Pharma-Konzerne

+150 %

+120 %

+90 %

+60 %

+30 %

±0 %

-30 %
18.5.20221.1.2020

Veränderung des Aktienkurses
in Prozent

Eli Lilly

Pfizer

Roche

Abbvie

J & J

+129 %

+38 %

+3 %

+75 %

+23 %

Angaben in Mrd. US$

Unternehmen
     

22 DONNERSTAG, 19. MAI 2022, NR. 97

�‹���+�D�Q�G�H�O�V�E�O�D�W�W���0�H�G�L�D���*�U�R�X�S���*�P�E�+���	���&�R�����.�*�����$�O�O�H���5�H�F�K�W�H���Y�R�U�E�H�K�D�O�W�H�Q�����=�X�P���(�U�Z�H�U�E���Z�H�L�W�H�U�J�H�K�H�Q�G�H�U���5�H�F�K�W�H���Z�H�Q�G�H�Q���6�L�H���V�L�F�K���E�L�W�W�H���D�Q���Q�X�W�]�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�H�#�K�D�Q�G�H�O�V�E�O�D�W�W�J�U�R�X�S���F�R�P

Christian Wermke Rom

C
orona bremst das Flugaufkom-
men auch im dritten Pandemie-
Jahr weiter aus: An Ostern ver-
zeichnete Italiens größter Flugha-

fen Rom-Fiumicino ein Volumen von 
65 Prozent verglichen mit normalen 
Zeiten. ŒWir sehen aber eine starke 
Erholung auf der Kurz- und Mittel-
strecke•, sagt Airport-Chef Marco 
Troncone im Gespräch mit dem Han-
delsblatt. Bei Europaflügen sei man 
schon fast bei 90 Prozent.

Die Menschen wollten trotz Pan-
demie und Ukrainekrieg wieder rei-
sen. Was fehlt sind laut Troncone 
aber die Langstrecken, vor allem der 
asiatische Markt. Vor der Pandemie 
lag der Anteil der Asien-Reisenden 
bei zehn Prozent. ŒEine Zahl, die sehr 
schnell gewachsen ist und auch ab-
seits der Fliegerei sehr wichtig war•, 
erklärt Troncone, der den Flughafen-
betreiber Aeroporti di Roma seit gut 
zwei Jahren führt.

In Rom war die 2017 eingeweihte 
Shopping-Plaza voller Luxusmarken 
bei Chinesen und Russen besonders 
gefragt. Aber Troncone gibt sich op-
timistisch: Für diesen Sommer lägen 
die Buchungen der Airlines bereits 
auf einem Niveau von 80 Prozent der 
Vor-Corona-Zeit. ŒDie vollständige 
Erholung könnten wir im Sommer 
2023 sehen.• Zusätzlichen Schub er-
hofft sich Troncone von der staatli-
chen Alitalia-Nachfolgerin ITA Air-
ways, die seit Herbst 2021 in Betrieb 
ist … und das Interesse von Fluggesell-
schaften wie Lufthansa und Air 
France geweckt hat.

Troncone setzt dabei auf den 
deutschen Luftfahrtkonzern als Käu-
fer: ŒWir haben natürlich nichts gegen 
Air France•, sagt der Airport-Chef. 
ŒSie sind für uns ein wichtiger, res-
pektierter Partner.• Aber die Airline 
habe ein sehr zentralistisches Modell 
über den Pariser Flughafen Charles de 
Gaulle.

ŒLufthansa hingegen hat sich auf 
ein Drehkreuzmodell spezialisiert 
und auf nationale Fluggesellschaften, 
die ihre eigene Identität behalten•, 
sagt Troncone. Ein Mittelmeer-Dreh-
kreuz fehle noch im Portfolio: Fiumi-
cino könnte zum Verteilerpunkt nach 
Südostasien, Südamerika und Nord-
amerika werden. ŒDie Wahl der Luft-
hansa scheint mir für Italien sehr 
überzeugend zu sein, weil sie mit Air-
lines wie Swiss und Brussels bewiesen 
hat, dass das Konzept funktioniert.•

Neuer Flugsteig für weitere 
Millionen Passagiere eröffnet

Seine eigenen Wachstumsambitionen 
hat Troncone an diesem Mittwoch 
untermauert: Ein neuer Terminal-
bereich mit 23 Gates wurde feierlich 
eröffnet, selbst Staatspräsident Sergio 
Mattarella war dabei. Vor der Pande-
mie fertigte Fiumicino knapp 50 Mil-
lionen Passagiere im Jahr ab, nun 
kommt eine Kapazität von weiteren 
sechs Millionen Fluggästen dazu.

400 Millionen Euro hat der Flug-
steig gekostet, drei neue Lounges 
wurden gebaut. Es gibt hier auch den 
ersten Airport-Foodcourt des italie-
nischen Supermarkt- und Restaurant-
konzepts ŒEataly•, das schon Filialen 
in New York und München betreibt.

Bald dazukommen sollen die
ŒVertiports•: die Bodeninfrastruktur
für Flugtaxis. Rom will der erste Air-
port in Europa sein, der den Service
anbietet … und arbeitet dabei mit dem
deutschen Start-up Volocopter zu-
sammen. 

Troncone geht davon aus, dass bis
2024 alle erforderlichen Vorschriften
vorliegen werden.

Die erste Route ist schon geplant:
15 Minuten sollen die Flugtaxis von
Roms Flughafen bis zum Hauptbahn-
hof brauchen. Tests sollen bereits in
diesem Herbst stattfinden. 

In Volocopter investiert hat auch
die italienische Infrastruktur-Holding
Atlantia, die mehrheitlich der Unter-
nehmerfamilie Benetton gehört. At-
lantia wiederum ist seit 2013 Besitzer
von Aeroporti di Roma.

Luftfahrt

Airport-Chef hofft auf Lufthansa 
Die deutsche Airline soll die Alitalia-Nachfolgerin ITA kaufen … und Rom zum Mittelmeer-Hub ausbauen. 

Roms Airport-Chef Marco Troncone: Bald sollen die ersten 
Flugtaxis über Rom kreisen. 
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Milliarden Dollar Umsatz erzielten. Ne-
ben Mounjaro umfasst das Produkt- und 
Forschungsprogramm von Lilly eine 
Reihe weiterer Hoffnungsträger. Dazu 
gehört etwa das von Boehringer Ingel-
heim entwickelte und seit einigen Jah-
ren bereits zugelassene Diabetesmittel 
Jardiance, das jüngst zusätzlich auch ge-
gen Herzinsuffizienz zugelassen wurde 
und zudem gute Resultate gegen Nie-
renversagen zeigte. Lilly vertreibt das 
Mittel als Partner von Boehringer.

Mit dem Immunologie-Präparat 
Lebrikizumab hofft der US-Konzern 
dem Blockbuster Dupixent von Sanofi 
im Bereich der atopischen Dermatitis 
(Neurodermatitis) Konkurrenz zu ma-
chen. In der Krebstherapie testet Lilly 
den Wirkstoff Pirtobrutinib in fort-
geschrittener Phase gegen verschiedene 
Blutkrebsarten. Für das Krebsmittel 
Verzenio erhielt der Konzern 2021 die 
Zulassung für den Einsatz gegen be-
stimmte Brustkrebsformen.

Im Vergleich wenig 
Patentabläufe in naher Zukunft

Mit dem Antikörper Donanemab hat 
Lilly zudem auch noch einen Produkt-
kandidaten gegen Alzheimer im Ren-
nen. Das Mittel basiert zwar auf dem 
gleichen Wirkprinzip wie das inzwi-
schen weitgehend gescheiterte Alzhei-
mer-Medikament Aduhelm von Bio-
gen. Doch gibt es Hoffnungen, dass es 
konsistentere Resultate liefern könnte.

 Es befindet sich bei noch laufender 
Phase-3-Studie in einem rollierenden 
Zulassungsverfahren bei der FDA.

Ein weiterer Vorteil für Lilly be-
steht darin, dass man in den nächsten 
Jahren vergleichsweise wenige Patent-
abläufe zu bewältigen hat und damit 
nur mäßige Einbußen im angestamm-
ten Geschäft fürchten muss.

Firmenchef Dave Ricks sieht für die 
kommenden fünf Jahre nur ein Zehntel 
des aktuellen Umsatzes durch Generi-
ka-Konkurrenz bedroht. ŒDie Dauer-
haftigkeit unserer Wachstumsperspek-
tive ist daher ziemlich stark•, versicher-
te er im jüngsten Analysten-Call. Und 
darin scheinen ihm die meisten Inves-
toren zu folgen.

Quellen: Unternehmen, Bloomberg

Trulicity

Humalog

Covid-19-Antikörper

Taltz

Alimta

Jardiance

Verzenio

Diabetes

Diabetes

                              Covid-20

Schuppenflechte

Krebs

Diabetes

Krebs

6,47 Mrd. US$

2,45

2,24

2,21

2,06

1,49

1,35

Eli Lilly: Umsatz der wichtigsten
Produkte 2021  in Mrd. US-Dollar
Name Einsatzgebiet

14
Milliarden Dollar  

und mehr Umsatz trauen Analysten 
Eli Lilys Diabetes-Medikament 

Mounjaro im Jahr 2030 zu.

Quelle: Mizuhi Securities
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Martin Kölling  Tokio

S
ony spielt gerade auf dem Ra-
sen des Etihad-Stadions in 
Manchester um seine Zu-
kunft. Im Februar hat Fir-
menchef Kenichiro Yoshida 
mit dem englischen Fußball-

klub Manchester City vereinbart, des-
sen Heimstadion virtuell im Meta -
versum nachzubauen, jener immer 
 lebensechter ausgeschmückten digi-
talen Welt, auf die die Digitalwirt-
schaft als nächsten Boom setzt. Dort 
sollen Fans beispielsweise Œlive• Spie-
le nacherleben, in Echtzeit Videospie-
le spielen und sich mit anderen Fans 
treffen können.

Für Yoshida ist der auf drei Jahre 
ausgelegte Versuch ein digitaler Pro-
totyp für die Eroberung eines neuen 
Markts. ŒEs gibt die Gelegenheit, ein 
neues ‘Kando• durch Technologie zu 
schaffen•, erklärte er am Mittwoch auf 
einer Strategietagung, nur eine Woche 
nachdem das Unternehmen einen Re-
kordgewinn von 8,7 Milliarden Euro 
gemeldet hatte. Kando, übersetzt et-
wa Rührung oder Begeisterung, ist der 
Schlüsselbegriff für Sonys Wiederge-
burt nach einer tiefen Krise. Das Wort 
steht für die Firmenmission, durch In-
halte und Technik Herzen und Ge-
müter der Kunden zu bewegen und 
Menschen zu vernetzen. Das hört sich 
abgehoben an. Aber Yoshidas Rede 
zeigt, wie sehr der Begriff den rasan-
ten Wandel des einstigen Aushänge-

schilds der japanischen Elektronikin-
dustrie widerspiegelt.

Vor 20 Jahren war Sony, Erfinder 
des Transistorradios und des Walk-
mans, Weltmarktführer bei Flachbild-
fernsehern und treibende Kraft bei 
Notebooks oder Handys. Jetzt finden 
diese Geräte in der Präsentation gar 
nicht oder nur noch am Rande statt. 
Stattdessen widmete Yoshida die meis-

te Redezeit Videospielen, Musikstu-
dios und dem Filmgeschäft, die er als 
Wachstumsmotoren auch in der virtu-
ellen Welt sieht. ŒDas Metaversum ist 
ein gesellschaftlicher Raum für Live-
Events, in dem sich Musik, Filme und 
Anime-Zeichentrick treffen und ge-
meinsam expandieren.•

Aus Sicht von Serkan Toto, Grün-
der der Videospielberatung Kantan 
Games, ist damit die Wende endgültig 
geschafft. ŒDer Sony-Konzern von 
heute ist nicht mehr der von einst•, 
sagt der in Tokio ansässige Experte. 
Sony sei zwar weiterhin ein Mischkon-
zern, der Finanzdienstleistungen, Spar-
ten der Unterhaltungsindustrie und 
traditionelle Elektronik vereine. ŒIm 
Wesentlichen hat sich Unterhaltung 
wie Videospiele, Musik oder Filme in 
der öffentlichen Wahrnehmung als 
Markenkern durchgesetzt•, sagt Toto.

Analysten sehen das genauso. Doug 
Creutz von der US-Investmentbank Co-
wen beschrieb Sony als Œunterschätztes 
Unterhaltungs-Powerhouse•. Dabei ist 
die Bedeutung der drei Sparten für So-
nys Wiederaufstieg nicht zu übersehen.

Erst Pionier, dann in die Krise 
und nun endlich erfolgreich

Bereits in den 1990er-Jahren arbeitete 
Sony unter dem Slogan ŒDigital Dream 
Kids• an einer vernetzten Welt, in der 
Inhalte wie Videospiele und Filme den 
Verkauf von Hardware antreiben. So-
gar mit ersten Versionen des Metaver-
sums experimentierte der Konzern. 

Nur waren Software und Hardware 
noch nicht reif für die Idee.

Stattdessen wurde Sony Anfang 
des Jahrhunderts durch agilere asiati-
sche Rivalen wie Samsung in seinem 
traditionellen Kerngeschäft mit Fern-
sehern oder Mobiltelefonen in die Kri-
se gehetzt. Zwischen 2008 und 2014 
machte Sony Verluste oder war gerade 
eben profitabel. 

Nicht einmal harte Schnitte wie 
der Verkauf der Computersparte oder 
der Fokus auf Premiummodelle bei 
Flachbildfernsehern und Smartphones 
halfen. Erst die Ernennung des Play-
station-Fachmanns Kazuo Hirai zum 
neuen Konzernchef brachte 2012 die 
Wende. 2013 erklärte der Manager 
ŒKando• zum Firmenzweck und Un-
terhaltung zum neuen Motor. Der 
heutige Firmenchef Yoshida hat die-
sen Kurs seit 2018 noch beschleunigt. 
Der 62-jährige frühere Finanzchef hat 
nicht nur die zurückgestutzten Spar-
ten für Fernseher und Smartphones 
wieder profitabel gemacht. Sonys Fo-
kus auf Unterhaltung treibt die Ge-
schäftszahlen auf neue Höhen. Im En-
de März abgelaufenen Geschäftsjahr 
machte die Sparte bereits 51 Prozent 
des Umsatzes und 64 Prozent des Be-
triebsgewinns aus.

Der Konzern sagt zwar wegen 
steigender Rohstoffpreise für 2022 
weniger Gewinn voraus. Aber für 
Analyst Koto Ezawa von der Citi-
group Japan ist das Wachstum noch 
nicht am Ende: ŒWir mögen die lang-
fristigen Wachstumsaussichten von 
Sony, angetrieben durch die Entwick-
lung virtueller Welten und das Meta-
versum.•

Der wichtigste Pfeiler ist inzwi-
schen mit einem Umsatz von 20 Mil-
liarden Euro und einem Betriebs-
gewinn von fast drei Milliarden Euro 
Sonys Videospielsparte. Mit den mehr 
als 100 Millionen Kunden des Playsta-
tion Network ist sie auch die größte 
Internetplattform des Konzerns. Das 
Wachstum hat sie der Playstation-
Konsole zu verdanken, die mit der 
Xbox von Microsoft um Gamer 
kämpft. Die Nachfrage nach der Play-
station 5 übersteigt selbst in ihrem 
zweiten Jahr das Angebot bei Weitem, 

Sony-Firmenchef 
Kenichiro Yoshida:  

Mit neuer  
Produktpalette an  

die Weltspitze. 
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Unterhaltungsindustrie

Sonys erstaunlicher 
Wiederaufstieg 

Noch vor zehn Jahren steckte der Elektronikkonzern tief in der Krise. Nun macht Sony 
mit Videospielen, Musik und Filmen Rekordgewinne … und greift im Metaversum an. 
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Konzernkennzahlen*  in Mrd. US-Dollar

HANDELSBLATT

De� Elekt�onikkonze�n Sony

*Jeweils Geschäftsjahr zum 31.3. € Quelle: Bloomberg

2017

Umsatz Ebit
M�d.
US$

Aktienkurs in Yen

18.5.202231.5.2017

15.000

11.000

7.000

3.000

+187 %
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2022

9,9

70,3

88,3
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Felix Holtermann New York

S
paceX plant nach Medienberich-
ten eine neue Finanzierungsrun-
de. Dabei könnte das Raumfahrt-
unternehmen von Tesla-Chef 

Elon Musk mit 125 Milliarden Dollar 
bewertet werden. Das melden die Zei-
tung ŒNew York Post• und die Agentur 
Bloomberg. Sie berufen sich auf In-
sider.

Mit den neuen Finanzmitteln 
könnte SpaceX nach Angaben des 
Analysehauses CB Insights zum 
höchstbewerteten US-Start-up aller 
Zeiten werden. Zuletzt war SpaceX 
laut dem Informationsdienst Pitchbook 
Data mit 100 Milliarden Dollar bewer-
tet. Auf eine Anfrage reagierte SpaceX 
zunächst nicht.

Mehrere Investoren führen den Be-
richten zufolge Gespräche, um Aktien 
des Unternehmens zu kaufen. Es wäre 
die 39. Veränderung des Investoren-
kreises bei dem nicht börsennotierten 
Unternehmen. Zudem könnten Alt-
aktionäre im Rahmen einer ŒPrivatplat-
zierung• Papiere zur gleichen Bewer-
tung verkaufen. Das heißt, dass die Ak-
tien nur einem ausgewählten 
Investorenkreis angeboten werden.

Die Aktien könnten auch bei einem 
ŒEmployee Tender Offer• zu einem 
Preis von 70 Dollar pro Stück offeriert 
werden. SpaceX-Mitarbeitern, die 
Wertpapiere des Unternehmens hal-
ten, wäre es so möglich, diese an die In-
vestoren zu verkaufen. Im Oktober lag 
der Preis dem Bericht nach bei 56 Dol-
lar je Aktie. Unklar ist, ob Musk selbst 
auch Anteile verkaufen will. Auch der 
Umfang sei offen.

Als Erstes hatte die ŒNew York 
Post• berichtet, Musk könnte SpaceX-
Aktien verkaufen, um einen Teil der 
Übernahme des sozialen Netzwerks 
Twitter zu finanzieren. Im August 
2021 gehörten Musk laut öffentlichen 
Unterlagen noch 44 Prozent der Spa-
ceX-Aktien. Die ŒNew York Post• ist 
eine Boulevardzeitung, gilt in der Per-
sonalie Elon Musk jedoch als gut infor-
miert.

SpaceX beschäftigt mittlerweile 
10.000 Mitarbeiter

Der Unternehmer hatte sich in den 
vergangenen Wochen um mehrere 
Finanzquellen bemüht, um den 
Twitter-Kauf abzuschließen. Am 
Dienstag erklärte er, das Geschäft nur 
abzuschließen, wenn Twitter nach-
weisen kann, dass weniger als fünf 
Prozent der Nutzer Fake-Accounts 
sind.

Gegen einen Verkauf von SpaceX-
Anteilen durch Musk persönlich spricht 
seine Verbundenheit zur 2002 von ihm 
gegründeten Raumfahrtfirma. SpaceX 
beschäftigt rund 10.000 Mitarbeiter und 
gilt als Pionier der kommerziellen 
Raumfahrt. Nur dank SpaceX kann die 
Nasa wieder aus eigener Kraft Astro-
nauten in den Orbit bringen.

Erst am 10. Februar 2022 hatte 
Musk auf seiner Starbase in Texas diese 
Vision beschworen. Vor der Kulisse 
seines ŒStarships• von SpaceX rief er 
dazu auf, Menschen zum Mond und 

zum Mars zu bringen. ŒLasst uns das 
wahr machen!•, rief Musk.

Der 50-jährige Unternehmer gilt als 
Weltraumfan. ŒDu möchtest morgens 
aufwachen und daran glauben, dass die 
Zukunft großartig wird•, lautet eine 
seiner Devisen. ŒUnd genau darum 
geht es bei einer raumfahrenden Zivi-
lisation. Ich kann mir nichts Aufregen-
deres vorstellen, als hinauszugehen zu 
den Sternen.•

Im April hatten SpaceX und die 
Nasa erstmals zahlende Gäste zur In-
ternationalen Raumstation ISS beför-
dert … für 55 Millionen Dollar je Ti-
cket.

Kommerzielle Raumfahrt

Frische Milliarden für 
Raketenfirma SpaceX 

Das Raumfahrtunternehmen von Elon Musk könnte 
durch eine neue Finanzierungsrunde zum wertvollsten 

US-Start-up werden.

weil die globale Chipkrise die Produk-
tion ausbremst. Sony hat vorige Wo-
che erklärt, für 2022 genügend Chips 
für 18 Millionen PS5 gesichert zu ha-
ben. Analysten gehen von bis zu 22 
Millionen Interessenten aus.

Anleger heben allerdings auch das 
kleinere Musikgeschäft hervor, gerade 
in den aktuellen Krisenzeiten. ŒEs 
kann einem wirtschaftlichen Ab-
schwung am besten widerstehen•, ur-
teilt Yasuo Nakane, Analyst bei Mizu-
ho Securities. Durch das globale 
Wachstum der Streamingplattformen 
könne die Musiksparte Sonys Ge-
winnmotor werden. Das Filmgeschäft 
steht dem kaum nach. Sony profitiert 
davon, selbst keine Streamingplatt-
form wie Netflix zu betreiben, meint 
Analyst Doug Creutz. Er bezeichnete 
Sony daher als ŒWaffenlieferant•, der 
den Filmhunger aller Plattformen be-
friedigen kann.

Sony will aber selektiv selbst Platt-
formen entwickeln. So haben die Ja-
paner Crunchyroll gekauft, einen Ver-
triebskanal für Anime-Filme. Grund-
sätzlich wolle sich der Konzern aber 
auf Inhalte und Künstler konzentrie-
ren, erklärte Konzernchef Yoshida. 
Dazu gehört auch, Videospiele in Fil-
me umzuwandeln und Konzerte auf 
der Gamingplattform abzuhalten. Da-
rüber hinaus lebt Sony weiterhin von 
seiner frühen Investition in Bildsenso-
ren für Digitalkameras und Smartpho-
nes, bei denen die Japaner Weltmarkt-
führer sind. Zudem investiert Sony 
stark in Künstliche Intelligenz und 
Robotik.

Durch seine Premiumfernseher, 
Smartphones und Kameras entwickelt 
Sony weiter wichtige Software und 
Hardware, die wiederum die Entwick-
lung bei digitaler Unterhaltung antrei-
ben. Sony leistet sich sogar wieder einen 
Ausflug, vor dem selbst Apple wegen 
geringer Gewinnmargen zurück-
geschreckt ist: Mit dem Autohersteller 
Honda will er ab 2025 Elektroautos 
bauen, die Yoshida zufolge Unterhal-
tung auf Rädern neu definieren sollen.

Der Ausflug in die Mobilität wird 
allerdings auch kritisch gesehen. Tat-
sächlich wächst die Konkurrenz gera-
de in Kerngeschäften: Facebook ex-
pandiert in virtuelle Welten. Der süd-
koreanische Erzrivale Samsung will 
Sony bei Bildsensoren entthronen. 
Und Xbox-Hersteller Microsoft hat im 
Januar für 69 Milliarden Dollar den 
Spieleentwickler Activision Blizzard 
gekauft, um die Playstation zu schla-
gen.

Allerdings ist das Unternehmen 
nun wieder reich genug, um gegenzu-
halten. Der Konzern investiert bei-
spielsweise in ein Chipwerk, das der 
taiwanische Chipkonzern TSMC in 
Japan baut. Viel verspricht sich Yos-
hida auch vom geplanten Kauf des 
Spieleentwicklers Bungie, mit 3,6 Mil-
liarden Dollar geradezu ein Schnäpp-
chen. ŒWir wollen von Bungie die 
Technik für Livedienste lernen•, sagte 
Yoshida. Die wird besonders im Me-
taversum wichtig, wo Kommunikati-
on in Echtzeit zählt.

Wir wollen von  
Bungie die Technik  

für Livedienste 
 lernen. 

Kenichiro Yoshida
Sony-Firmenchef

Auf in den Weltraum: 
Start einer SpaceX- 

Rakete von  
Cape Canaveral. 
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N
ie war der Westen so einig, entschlos-
sen und tatkräftig wie nach dem 
russischen Überfall auf die Ukraine. 
Diese Haltung hat nicht nur Präsident 
Wladimir Putin überrascht, sondern 
auch den Westen. Das demokratische 

Lager, so scheint es, hat Frieden mit sich 
selbst geschlossen … aber gilt das auch im 
globalen Kontext? Der erste Blick spricht 
dafür. In der Uno-Vollversammlung forderten 
Anfang März 141 Staaten Russland auf, den 
Krieg sofort zu beenden.

Fünf Länder um Russland und seine Vasallen 
stimmten dagegen. 35 Staaten enthielten sich, 
darunter Schwergewichte wie China und 
Indien. Diese 35 Staaten repräsentieren fast 
die Hälfte der globalen Bevölkerung, knapp 50 
Prozent der Weltbevölkerung leben also in 
Staaten, die sich nicht klar vom Krieg distan-
zieren. Diese Tatsache wirft zentrale Fragen 
auf: Welche tiefergehenden wirtschaftlichen 
und politischen Gründe verhindern es, dass 
noch mehr Staaten den Krieg in der Ukraine 
verurteilen? Muss der Westen sich selbst den 
Spiegel vorhalten und eine globalere Perspekti-
ve einnehmen?

Gerade kleinere Länder fühlen sich von 
Russland unter Druck gesetzt und brachten 
deshalb nicht den Mut auf, die Invasion zu 
verurteilen. Sie fürchten vor allem, Moskau 
könne ihnen militärische Hilfe entziehen. 
Andere Staaten enthielten sich, weil sie 
keine Verschlechterung ihrer Handelsbezie-
hungen zu China riskieren wollen. Das 
dürften die entscheidenden Aspekte sein, 
warum fast die Hälfte der afrikanischen 
Staaten sich nicht gegen den Krieg stellte. 
Für andere, dem Westen zugehörige oder 
zumindest grundsätzlich freundlicher gesinn-
te Länder standen bei ihrer Enthaltung 
strategische Vorteile der Zusammenarbeit 
mit Russland im Vordergrund.

Man denke etwa an Israel und seine Sicher-
heitsinteressen in Syrien. Oder an Indien, das 
auf Waffenkäufe aus Russland angewiesen ist, 
um sich gegen China und Pakistan zu schüt-
zen. Für Indien kommt hinzu, dass es mögli-
che Einschränkungen bei Ölimporten und 
etwaige Preisanstiege anders als die reichen 
Industriestaaten des Westens weit weniger 
gut verkraften könnte … stattdessen drohten 
dem Subkontinent wirtschaftliche und politi-
sche Krisen. Aus Neu-Delhis Sicht ist billiges 
russisches Öl ein besonders attraktives 
Schmiermittel.

Hinzu kommt: Viele der 35 Staaten ziehen 
auch die moralische Glaubwürdigkeit des 
Westens in Zweifel. So kritisieren afrikani-

sche Länder ihre unzureichende Versorgung 
mit Impfstoffen gegen Covid-19. Trotz 
entgegengesetzter Zusagen falle die Besor-
gung von Vakzinen überwiegend auf Afrika 
selbst zurück. Andere Staaten wie Pakistan 
kritisieren den Umgang des demokratischen 
Lagers mit Afghanistan: Sie sprechen von 
einer ŒDoppelmoral• des Westens und 
weisen auf die gegenwärtige Hungerkatastro-
phe im Land hin.

Die Bilder vom überstürzten, chaotischen 
Abzug der westlichen Truppen aus Afghanis-
tan 2021 sind hier in frischer Erinnerung. Die 
Lage in der Ukraine sorgt daher im Extremfall 
sogar für heimliche Genugtuung, weil der 
Westen einmal selbst erlebe, was er sonst 
anderswo anrichte. Zusammengefasst präsen-
tiert sich die Lage so: Nord- und Südamerika 
stellen sich genauso gegen die russische 
Invasion wie Europa und Australien, während 
die Hälfte Afrikas und die bevölkerungsreichs-
ten Staaten Asiens mit Ausnahme Japans sich 
enthalten.

Nun könnte man einwenden, eine Abstim-
mung in der Uno-Vollversammlung sei kein 
Maßstab für die grundsätzliche Haltung eines 
Staates. Außerdem könnte man in Erinnerung 
rufen, dass manche Staaten selbst im Zweiten 
Weltkrieg und im bald darauf folgenden 
Kalten Krieg es vermieden, sich auf die eine 
oder andere Seite der Konfliktmächte zu 
schlagen. Das enthebt uns allerdings nicht der 
Verpflichtung, für ein besseres globales 
Verständnis einzutreten … und zwar mit 
konkreten Schritten.

So ist insbesondere mit Blick auf Afrika die 
Frage einer gerechten Impfstoffverteilung 
aktueller und relevanter denn je. Ursprüng-
liche Versprechen des Westens müssen 
unbedingt eingehalten und wirksame Impf-
kampagnen vor Ort unterstützt werden. In 
diesem Kontext stellt sich auch die Frage nach 
einer echten ökonomischen Partnerschaft neu. 
Die oft beschworene Œgleiche Augenhöhe• 
zwischen den Kontinenten kann wohl kaum 
durch Kleiderspenden oder Impfstoffe her-
gestellt werden, die in Europa nicht anerkannt 
sind. Es geht vielmehr um nichts Geringeres 
als einen wirklich fairen und nachhaltigen 
ökonomischen Austausch, vor allem von 
Agrargütern. 

Darüber hinaus müssen internationale Han-
delsabkommen endlich vorangebracht wer-
den. Die vier Jahre der Präsidentschaft von 
Donald Trump haben gezeigt, wie fragil selbst 
vermeintlich stabile Bindungen wie die zwi-
schen Europa und den USA werden können. 
Die Lehre daraus: Es ist notwendig, in Zeiten 

guter Beziehungen vertragliche Bindungen zu 
festigen und verstetigen. Damit beugt man 
schlechteren Zeiten vor. Diese Erkenntnis gilt 
nicht nur für das Verhältnis Europas zu den 
USA, es gilt auch für andere 
Wirtschaftsräume.

In Europa muss außerdem die Integration der 
Märkte vertieft werden. Vor dem Hinter-
grund des Ukrainekriegs gilt das besonders 
für die Energiemärkte. Weitere Sanktionen 
gegen Russland stoßen in der Europäischen 
Union regelmäßig dort an ihre Grenzen, wo 
einzelne Staaten massive Verluste zu erwar-
ten haben … Ungarn etwa bei einem Ölboy-
kott, Deutschland und Italien bei einem 
Gasembargo. Ein integriertes europäisches 
System und eine enge Zusammenarbeit 
könnten diese Abhängigkeiten verringern 
und damit automatisch die außenpolitische 
Gestaltungskraft der EU erhöhen.

Europäische Verhandlungsmacht statt Einzel-
abkommen würde auch für günstigere Preise 
bei der Energieversorgung sorgen. Letztlich 
muss Europa sich eine globalere Perspektive 
aneignen. Der intensive Austausch mit 
aufstrebenden Mächten rund um den Globus 
muss zum Daueranliegen werden … er darf 
nicht länger auf Krisendiplomatie beschränkt 
bleiben. Europa hat nicht nur wirtschaftlichen 
Wohlstand zu bieten, sondern auch ein 
Lebensmodell, das anders als in Russland 
nicht durch staatlichen Zwang begründet ist.

Aus globaler Perspektive sollte Europa Kriege 
und Konflikte weltweit evaluieren, unabhän-
gig von der geografischen Nähe zum alten 
Kontinent. Das jetzige Sanktionsregime 
gegen Russland muss dem Anspruch genügen, 
weltweit als Blaupause für vergleichbare 
Konflikte zu dienen. So könnte Europa 
Glaubwürdigkeit zurückgewinnen, die für die 
Lösung künftiger Konflikte von ebenso 
großem Wert ist wie für den wirtschaftlichen 
Austausch mit anderen Teilen der Welt.

Die Reaktion des Westens auf die russische 
Invasion in der Ukraine lässt hoffen, dass die 
Zusammenarbeit der beteiligten Staaten auf 
weiteren Feldern ausgebaut und vertieft 
werden kann. Zugleich signalisieren die 35 
Enthaltungen in der Uno-Vollversammlung 
aber, dass der Westen seine ŒBlase• verlassen 
muss, um dauerhaft Unterstützung in allen 
Teilen der Welt zu erhalten. 

Ein neues glaubwürdiges Narrativ des demo-
kratischen Lagers und dessen praktische 
Umsetzung sind notwendig … ein ambitionier-
tes Ziel, das der Westen besser heute als 
morgen in den Blick nehmen sollte.

Eine globalere 
Perspektive

In den Staaten, die den Ukrainekrieg nicht 
verurteilen, lebt die Hälfte der Weltbevölkerung. 

Daraus muss das demokratische Lager 
Konsequenzen ziehen, fordert Jörg Rocholl . 

privat [M]
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